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Im	 Dezember	 2015	 unterzeichneten	 Vertreterinnen	
und	 Vertreter	 von	 195	 Staaten	 in	 Paris	 einen	 neuen	
Klimavertrag,	der	die	Klimapolitik	ab	2020	bestimmen	
und	 die	 Ziele	 der	 Klimarahmenkonvention	 (United	
Nations	 Framework	 Convention	 on	 Climate	 Change	
-	UNFCCC)	 konkretisieren	 soll.	Der	Abschluss	der	Ver-
handlungen	 in	 Paris	 wird	 als	 großer	 Erfolg	 gewertet,	
da	 es	 gelungen	 ist,	 ein	 völkerrechtlich	 verbindliches	
Abkommen	zu	verabschieden,	in	dem	sich	alle	Staaten	
auf	bestimmte	Verpflichtungen	einlassen.	Als	ein	wich-
tiges	Langfristziel	wurde	dabei	die	Begrenzung	der	Erd-
erwärmung	 bekräftigt	 und	 auf	 „deutlich	 unter	 2°C“	
festgelegt.	Angestrebt	wird	eine	maximale	Erwärmung	
von	 1,5°C	 gegenüber	 dem	 vorindustriellen	 Zeitalter.	
Diese	 Zielsetzung	 war	 vor	 allem	 für	 die	 gefährdeten	
Inselstaaten	im	Pazifik	von	großer	Bedeutung.	Um	dies	
zu	erreichen	soll	in	der	zweiten	Hälfte	des	Jahrhunderts	
ein	globales	Null-Emissionsziel	erreicht	werden.	Bis	zur	
Mitte	 des	 Jahrhunderts	muss	 daher	 die	Wirtschaft	 so	
umgebaut	und	dekarbonisiert	werden,	dass	dieses	Ziel	
erreicht	werden	kann.

Nachhaltiges	Wirtschaften	fordert	einen	nachhaltigen	
Energie-	 und	 Ressourcenverbrauch,	 möglichst	 rasch	
vor	 allem	 in	 den	 Industrienationen,	 um	notwendiges	
Wachstum	im	globalen	Süden	nicht	zu	gefährden.	Um	
das	1,5°/2°-Ziel	zu	erreichen,	ist	der	Aufbau	einer	grü-
nen	Ökonomie,	also	der	Umbau	der	Wirtschaft	hin	zu	
einer	 ressourcenschonenden	 Wirtschaftsweise	 aber	
auch	in	den	Entwicklungs-	und	Schwellenländern	von	
zunehmender	Bedeutung.	Somit	wird	das	Ziel	vor	allem	
auch	zu	einem	Aufruf,	diesen	Umbau	der	Wirtschaft	so	
schnell	wie	möglich	überall	 auf	der	Welt	 anzugehen.	
Schon	 heute	 fließen	 hohe	 Summen	 in	 Investitionen,	
zum	Beispiel	 in	 die	 Bereiche	 Energieversorgung,	Ver-
kehr,	Landwirtschaft	und	weitere	grüne	Infrastruktur.	
Doch	selbst	wenn	heute	bereits	weltweit	etwa	360	Mrd.	
US-Dollar	jährlich	in	klimarelevante	Investitionen	flie-
ßen,	reicht	dies	bei	weitem	nicht	aus.	

Die	 grüne	 Ökonomie	 darf	 dabei	 aber	 nicht	 nur	 den	
ökologischen	Herausforderungen	begegnen,	 sondern	
muss	 auch	 zu	mehr	 sozialer	 Gerechtigkeit	 beitragen.	
Ein	Teil	dieser	Gerechtigkeitsfrage	liegt	in	der	Ausein-
andersetzung	darüber,	wie	dieser	Transformationspro-
zess	finanziert	werden	kann	und	soll.	Denn	gerade	die	
Länder,	die	oft	am	stärksten	vom	Klimawandel	betrof-
fen	sind,	haben	selbst	bislang	–	wenn	überhaupt	–	sehr	
wenig	zum	weltweiten	Klimawandel	beigetragen.	Die	
Kosten,	 die	 für	 die	 hierfür	 notwendigen	 Anpassungs-
maßnahmen	 sowie	 für	 den	 anfallenden	 Klimaschutz	
in	den	Entwicklungsländern	entstehen,	sind	sehr	hoch	
und	sprengen	deren	Kapazitäten	bei	weitem.

So	ist	die	Klimafinanzierung	zu	einem	zentralen	Aspekt	
in	 den	 internationalen	 Verhandlungen	 geworden.	
In	Paris	wurde	erneut	das	Ziel	bekräftigt,	bis	zum	Jahr	
2020	seitens	der	Industrienationen	100	Mrd.	US-Dollar	
jährlich	für	Klimaschutz	und	Anpassungsmaßnahmen	
in	den	Ländern	des	Südens	bereitzustellen.	Dieses	Ziel	
geht	 auf	 Vereinbarungen	 der	 Konferenz	 in	 Kopenha-
gen	2009	zurück,	bei	der	erstmals	die	Zahl	100	Mrd.	US-
Dollar	 auf	 den	Verhandlungstisch	 kam.	 Im	 Jahr	 2025	
soll	 dann	neu	über	 die	 jährlichen	 Zahlungen	 verhan-
delt	werden.	

Auch	 wenn	 die	 Summe	 insgesamt	 nicht	 ausreichen	
mag,	um	Anpassung	und	Klimaschutz	in	den	Entwick-
lungsländern	 zu	 finanzieren,	 sind	 die	 zugesagten		
100	 Mrd.	 US-Dollar	 doch	 ein	 politisch	 wichtiges	 Sig-
nal.	Nun	muss	es	darum	gehen,	die	ungenaue	Defini-
tion	dessen,	was	unter	diesem	Ziel	verrechnet	werden	
darf,	 zu	 konkretisieren,	 um	dem	 Finanzbedarf	 in	 den	
Entwicklungsländern	 für	 Anpassungsmaßnahmen	
und	Klimaschutz	gerecht	zu	werden.	Als	das	100	Mrd.		
US-Dollar-Ziel	im	Jahr	2009	erstmals	verhandelt	wurde,	
war	noch	die	Rede	davon,	dass	dies	„neue	und	zusätz-
liche“	 Finanzmittel	 sein	 sollen.	 Im	 weiteren	 Verlauf	
wurde	 aber	 nie	wirklich	 einheitlich	definiert,	was	 ge-
nau	„neu	und	zusätzlich“	heißen	soll.	In	der	Praxis	sind	
vor	 allem	 im	 Anpassungsbereich	 Entwicklungs-	 und	
Klimafragen	 eng	miteinander	 verwoben.	 Gleichzeitig	
steht	 der	 noch	 lange	 nicht	 gewonnene	 Kampf	 gegen	
die	Armut	unter	neuen	Vorzeichen:	Entwicklung	(und	
hierfür	notwendiges	Wachstum)	muss	so	(um)gestaltet	
werden,	 dass	 sie	 in	 Zukunft	 zum	 globalen	 Null-Emis-
sionsziel	beitragen	kann.	

Letzter Schliff am Abkommen von Paris, 
Foto: Benjamin Géminel/COP 21/Flickr.com 
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2 Klimafinanzierung und Green Economy 

Der	Begriff	Klimafinanzierung	bezeichnet	ganz	 allge-
mein	 jegliche	 Form	 finanzieller	 Mittel,	 die	 in	 die	 Be-
kämpfung	des	Klimawandels	oder	in	die	Anpassung	an	
seine	Folgen	fließen.	Erfasst	werden	sowohl	nationale	
als	 auch	 grenzüberschreitende	 Finanzflüsse.	 Bestand-
teil	der	internationalen	Verhandlungen	sind	vor	allem	
solche	 Finanzflüsse,	 die	 grenzüberschreitend	 in	 Ent-
wicklungsländer	fließen.	Als	Hauptverursacher	des	Kli-
mawandels	 sollen	 demnach	 reiche	 Industrienationen	
Finanzressourcen	 für	 die	 armen	 Länder	 des	 globalen	
Südens	 bereit	 stellen,	 die	 auf	 Grund	 ihrer	 ökonomi-
schen	 und	 sozialen	 Voraussetzungen	 finanzielle	 Un-
terstützung	brauchen,	 um	mit	 den	 Folgen	des	Klima-
wandels	 umgehen	 zu	 können.	Diese	 Finanzflüsse	 von	
Nord	nach	Süd	sind	es	auch,	die	im	Rahmen	der	inter-
nationalen	Klimafinanzierung	unter	das	international	
verankerte	Ziel	zusammengefasst	werden,	bis	zum	Jahr	
2020	100	Mrd.	US-Dollar	jährlich	zur	Unterstützung	für	
Anpassungs-	 und	 Minderungsmaßnahmen	 im	 globa-
len	Süden	bereit	zu	stellen.	

Die	 Vereinbarung	 über	 diesen	 Teil	 der	 internationa-
len	Klimafinanzierung	war	und	ist	von	großer	symbo-

lischer	Bedeutung,	gleichzeitig	steckt	in	ihr	aber	auch	
eine	 nicht	 unerhebliche	 politische	 Brisanz.	 Gerade	 in	
Zeiten	knapper	Haushaltskassen	wollen	die	Geber	die	
Summen,	die	sie	aus	öffentlichen	Mitteln	bereitstellen,	
so	gering	wie	möglich	halten.	Von	Anfang	an	wurde	von	
Seiten	der	Geber	daher	immer	wieder	betont,	dass	das	
Ziel	nur	unter	Einbezug	verschiedener	Finanzierungs-
ströme	 (öffentliche,	 private	 und	 innovative	 Quellen)	
zu	erreichen	sei	(s.	hierzu	Kap.	2.2).	Gleichzeitig	wurde	
mitunter	 sehr	 kreativ	mit	 der	 Vorgabe	 umgegangen,	
dass	 diese	Mittel	 „neu	 und	 zusätzlich“	 sein	 sollten	 (s.	
hierzu	Kap.	3.1).	Brisant	ist	das	100	Mrd.	US-Dollar-Ziel	
aber	auch	deshalb,	weil	angesichts	der	großen	Heraus-
forderungen	 die	 Zahl	 tatsächlich	 nur	 symbolisch	 ist	
und	 insgesamt	weitaus	mehr	Geld	 benötigt	wird,	 um	
beiden	 Strängen	 gerecht	 zu	 werden:	 der	 Anpassung	
und	dem	Klimaschutz.	Vor	allem	mit	Blick	auf	die	not-
wendigen	Investitionen	 in	den	Umbau	der	Wirtschaft	
hin	zu	einem	de-karbonisierten	Entwicklungspfad	wer-
den	große	Summen	benötigt,	die	insbesondere	ärmere	
Länder	alleine	nicht	werden	stemmen	können.	
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Dass	dies	möglich	ist,	zeigen	zahlreiche	innovative	Pro-
jekte,	zum	Beispiel	in	den	Bereichen	Energie	oder	Land-
wirtschaft.	 Dennoch	 muss	 sich	 die	 grüne	 Ökonomie	
auch	hier	der	Frage	nach	sozialer	Gerechtigkeit	stellen:	
Wie	kann	der	Umbau	einer	Wirtschaft	so	gestaltet	wer-
den,	dass	arme	Bevölkerungsschichten	nicht	von	neu-
en	Technologien	ausgeschlossen	werden?	Wie	können	
neue	Technologien	genutzt	werden,	um	kohlenstoffar-
mes	Wachstum	zu	generieren,	das	Arme	 in	Lohn	und	
Brot	bringt,	ihnen	Zugang	zu	sauberer	Energie	gewährt	
oder	bei	geringerem	Treibhausgasausstoß	ihre	Produk-
tivität	 erhöht?	 In	den	Entwicklungsländern,	wo	es	 im	
Bereich	Armutsbekämpfung	noch	große	Defizite	gibt,	
spielen	solche	Fragen	eine	besondere	Rolle.	Und	auch	
hier	geht	 es	unter	 anderem	um	Finanzierungsfragen.	
Gerade	öffentliche	Gelder,	die	bei	der	 internationalen	
Klimafinanzierung	 angerechnet	 werden,	 sind	 in	 der	
Regel	 auch	 Teil	 der	 öffentlichen	 Entwicklungszusam-
menarbeit.	 Diese	 doppelte	 Anrechnung	 von	 Zahlun-
gen	ist	häufig	kritisiert	worden.	Gerade	Entwicklungs-
länder	 und	 zivilgesellschaftliche	 Gruppen	 hatten	 die	
Anforderung	 „zusätzlich“	 dahingehend	 interpretiert,	
dass	Klimafinanzierung	 zusätzlich	 zur	 laufenden	Ent-
wicklungszusammenarbeit	geleistet	werden	soll.	

Bezeichnenderweise	 taucht	 der	 Zusatz	 „neu	 und	 zu-
sätzlich“	 in	dem	Pariser	Abschlussdokument	auch	gar	
nicht	mehr	auf.	Die	Fragen,	die	damit	zusammenhän-
gen,	bleiben	aber	bestehen:	Wie	können	solche	Mittel	
mobilisiert	werden	und	welche	Rolle	können	und	sol-
len	private	Akteure	dabei	spielen?	Was	bedeutet	die	zu-
nehmende	 Klimafinanzierung	 angesichts	 der	 großen	
Überschneidungen	für	die	Entwicklungszusammenar-
beit	und	das	alte	Ziel	der	 Industrienationen,	0,7	%	des	
Bruttonationaleinkommens	 (BNE)	 für	 Entwicklungs-
aufgaben	im	globalen	Süden	aufzubringen?	

Im	 weiteren	 Verlauf	 der	 vorliegenden	 Publikation		
sollen	 solche	 und	 ähnliche	 Fragen	 geklärt	 werden.		
Kapitel	 2	 geht	 zunächst	 auf	 die	 Fragen	 ein,	 wie	 das		
100	Mrd.	US-Dollar-Ziel	angesichts	der	Ergebnisse	von	
Paris	 zu	 bewerten	 ist	 und	welche	 Rolle	 private	 Inves-
toren	 bei	 der	 Finanzierung	 einer	 grünen	 Ökonomie	
spielen.	 Kapitel	 3	 wird	 dann	 auf	 die	 Auswirkungen	
einer	 zunehmenden	 Klimafinanzierung	 auf	 die	 Ent-
wicklungszusammenarbeit	 eingehen.	 Abschließend	
werden	 einige	 Kriterien	 skizziert,	 die	 dazu	 beitragen	
können,	dass	die	internationale	Klimafinanzierung	zu	
einer	sozial-ökologischen	Transformation	auch	in	den	
Entwicklungsländern	beiträgt.

> 2.1 Klimafinanzierung: Wie viel, wohin und für was?



Tatsächlich	 sind	 die	 Ausgaben	 für	 internationale	 Kli-
mafinanzierung	 in	 den	 vergangenen	 Jahren	 deutlich	
gestiegen.	Was	genau	 jeder	 einzelne	 Staat	hier	 in	die	
Berechnung	 einbezieht,	 ist	 jedoch	 nicht	 einheitlich	
geregelt.	 Auch	 der	 ständige	 Finanzausschuss	 des	
UNFCCC,	der	die	verschiedenen	Belange	rund	um	die	
Umsetzung	 der	 Klimafinanzierung	 überwacht,	merkt	
an,	dass	das	Fehlen	einer	einheitlichen	und	klaren	De-
finition	 von	 Klimafinanzierung,	 ja	 sogar	 mangelnde	
Transparenz	 über	 die	 jeweils	 angewandte	 Definition,	
eine	 umfassende	 Aufstellung	 über	 die	 internationale	
Klimafinanzierung	 behindert.	 Die	 Schwankungen	 in	
der	Berechnung	sind	groß.	Für	die	Jahre	2010	bis	2012	
gab	 der	 UNFCCC	 unter	 Auswertung	 verschiedener	
Quellen	 Gesamtinvestitionen	 (öffentliche	 und	 private	
Investitionen	weltweit)	 in	 einer	 Spannbreite	 von	 340-
650	Mrd.	US-Dollar	an	(UNFCCC	2014:	6).	

Die	 zuverlässigsten	 Daten	 gibt	 es	 dabei	 für	 die	 welt-
weiten	 Investitionen	 in	 erneuerbare	 Energien	 und	
Energieeffizienz.	 Einem	 im	 Jahr	 2013	 für	 das	 Welt-
wirtschaftsforum	veröffentlichten	Bericht	zufolge	sind	
gerade	 in	diesem	Bereich	auch	die	Länder	des	Südens	
selbst	 immer	 stärker	 treibende	Kräfte	 für	den	Anstieg	
der	 Investitionen.	 Zwischen	 2004	 und	 2011	 wuchsen	
die	 Investitionen	aus	diesen	Ländern	durchschnittlich	
um	 47	 %	 pro	 Jahr	 und	 übertrafen	 2012	 erstmals	 die	
Investitionen	 aus	 den	 Ländern	 des	 Nordens	 (World	
Economic	 Forum	 2013:	 6,	 12).	 Andere	Quellen	 geben	
ähnliche	 Zahlen	 an.	 Der	 wohl	 umfassendste	 und	 am	
häufigsten	zitierte	Bericht	der	Climate	Policy	Initiative	
(CPI)	nennt	die	Zahl	391	Mrd.	US-Dollar	an	weltweiten	
Investitionen	 in	 Klimaschutz	 und	 Anpassung	 im	 Jahr	
2014	(Buchner	et	al.	2015:	1,	4).	

Trotz	bestehender	Datenlücken,	die	in	allen	Berichten	
moniert	 werden,	 scheint	 aber	 außer	 Frage,	 dass	 die	
Lücke	 zwischen	 dem,	 was	 nach	 Ansicht	 der	 Interna-
tionalen	 Energieagentur	 für	 eine	 Transformation	 an	
Investitionen	notwendig	 ist,	und	dem	was	 tatsächlich	
investiert	wird,	immer	größer	wird	(Buchner	et	al.	2015:	
10).	Die	Folge	werden	immer	höhere	Kosten	für	die	An-
passung	an	den	Klimawandel	in	der	Zukunft	sein.

Gegenwärtig	geht	der	weitaus	größte	Teil	der	als	Klima-
finanzierung	 bezeichneten	Mittel	 nicht	 in	 die	 Anpas-
sung	an	den	Klimawandel,	sondern	in	den	Klimaschutz.	
Insgesamt	 fließen	 93	 %	 der	 erfassten	 Finanzmittel	 in	
Maßnahmen	 zur	 Vermeidung	 von	 Treibhausgasemis-
sionen,	 überwiegend	 in	 die	 Bereiche	 erneuerbare	
Energien	und	Energieeffizienz,	gefolgt	vom	Transport-
sektor	 (Buchner	 et	 al.	 2015:	9).	Dies	 ist	 angesichts	der	
Notwendigkeit,	besonders	 in	den	Ländern	des	Südens	
frühzeitig	und	umfassend	Anpassungsmaßnahmen	zu	
unterstützen,	höchst	problematisch.	Gleichzeitig	mani-
festiert	sich	hier	bereits	in	Ansätzen,	was	auch	als	eines	
der	Langfristziele	in	Paris	festgelegt	wurde:	die	Umlen-
kung	von	Finanzströmen	in	den	Umbau	der	Wirtschaft	
hin	 zu	 einer	 emissionsarmen	 bzw.	 de-karbonisierten	
Wirtschaft.	Dem	liegt	die	Einsicht	zugrunde,	dass	Inves-
titionen	in	grüne	Technologien	(s.	Kasten),	neben	wei-
teren	 Maßnahmen	 bezüglich	 Energieverbrauch	 und	
Energieeffizienz,	von	zentraler	Bedeutung	sind,	um	die	
Erderwärmung	auf	deutlich	unter	2°C	zu	begrenzen.
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Anpassungsmaßnahmen im 
ländlichen Nepal, Foto: Neil 
Palmer/CIAT/Flickr.com
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Green Economy – ökologisches Wirtschaften

Durch	 herkömmliches	 wirtschaftliches	 Wachstum	
steigen	die	globalen	Treibhausgasemissionen	mit	der	
Folge	 eines	 verschärften	 Klimawandels.	 Die	 Nachfol-
gekonferenz	des	Weltgipfels	von	1992	für	nachhaltige	
Entwicklung,	die	im	Jahr	2012	erneut	in	Rio	de	Janeiro	
tagte	 (Rio+20)	 lenkte	 den	 internationalen	Diskurs	 für	
einen	 Lösungsansatz	 für	 die	 notwendige	 Transforma-
tion	auf	die	 sogenannte	 „Green	Economy“	 (auch	öko-
logisches	Wirtschaften).	Das	Konzept	geht	auf	das	Um-
weltprogramm	der	Vereinten	Nationen	(UNEP)	zurück,	
die	Green	Economy	als	eine	Wirtschaftsweise	definiert,	
die	 erhöhtes	 menschliches	 Wohlbefinden	 und	 sozia-
le	Gerechtigkeit	 durch	 ein	 nachhaltiges	Wirtschaften	
herbeiführen	 soll,	 das	 Umweltrisiken	 verringert	 und	
Ressourcenknappheit	berücksichtigt.	

Eine	 internationale	 Einigung	 auf	 eine	 einheitliche	
Definition	gibt	es	allerdings	nicht.	Das	Ziel	 ist	die	Ent-
kopplung	 von	Wirtschaftswachstum	und	Ressourcen-
verbrauch	 und	 eine	 emissionsarme	 Energieversor-
gung.	Erreicht	werden	soll	das	Ziel	durch	technischen	
Fortschritt,	 durch	 verbesserte	 Material-,	 Ressourcen-	
und	 Energieeffizienz,	 durch	 einen	Wechsel	 zu	 erneu-
erbaren	 Energien,	 sowie	 durch	 strukturellen	Wandel	
hin	 zu	 einer	 am	 Dienstleistungssektor	 orientierten	
Wirtschaft.	 Auch	 die	 Organisation	 für	wirtschaftliche	
Zusammenarbeit	und	Entwicklung	(OECD)	und	die	EU	
haben	ähnliche	Konzepte	formuliert.	

Interessant	an	der	Definition	des	UNEP	ist,	dass	mensch-
liches	Wohlbefinden	und	soziale	Gerechtigkeit	ins	Zen-
trum	des	Konzeptes	 gerückt	werden.	Green	 Economy	
soll	demnach	ökologische	Nachhaltigkeit	nicht	nur	mit	
wirtschaftlicher	 Profitabilität	 sondern	 auch	mit	 sozia-
ler	Inklusion	verbinden.	

Das	ist	insofern	wichtig,	als	gerade	für	die	armen	Län-
der	 zur	Bekämpfung	 ihrer	Armut	und	aufgrund	 ihrer	
Bevölkerungsentwicklung	weiteres	Wirtschaftswachs-
tum	 vonnöten	 ist.	 Gleichzeitig	 muss	 aber	 durch	 eine	

bessere	 Verteilung	 der	 Ressourcen	 im	 Land	 (ebenso	
wie	zwischen	den	Ländern)	auch	die	Herausforderung	
von	 Hunger	 und	 Armut	 angegangen	 werden.	 Hinzu	
kommt,	dass	schon	in	absehbarer	Zukunft	auch	die	Ent-
wicklungsländer	ihre	Treibhausgasemissionen	werden	
reduzieren	müssen,	um	den	weltweiten	Klimawandel	
einzudämmen;	 Transformationsprozesse	 hin	 zu	 einer	
emissionsarmen	Wirtschaftsweise	 sind	 also	 auch	 hier	
unerlässlich.

Umgekehrt	 bietet	 aber	 gerade	 auch	 der	 starke	 Fokus	
auf	Wachstum	im	Konzept	der	Green	Economy	hier	vor	
allem	in	den	Konzepten	der	OECD	oder	der	EU	viel	An-
lass	zu	Kritik.	Insbesondere	für	die	führenden	Industrie-
nationen,	aber	auch	für	aufstrebende	Schwellenländer	
gilt,	dass	ein	ständiges	„Weiter-so“	des	Wachstumspos-
tulats	nicht	zum	notwendigen	Transformationsprozess	
führen	 kann.	 Oft	 führen	 technischer	 Fortschritt	 und	
Effizienzsteigerungen	nicht	zu	einer	Reduzierung	des	
Ressourcenverbrauchs	oder	geringeren	Treibhausgas-
emissionen,	sondern	–	gerade	im	Rahmen	des	Wachs-
tumspostulats	–	zu	einem	höheren	Konsum	(der	soge-
nannte	Rebound-Effekt).	

Quellen: OECD 2012, UNEP 2011, HBS 2015

Foto: Jacinta_Iluch_vale/Flickr.com
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Dennoch	 war	 die	 Festlegung,	 Finanzströme	 in	 eine	
emissionsarme	 Wirtschaft	 umzulenken	 von	 großer	
Bedeutung,	 da	 noch	 immer	 sehr	 viel	 mehr	 Geld	 in	
fossil-betriebene	 und	 ineffiziente	 Infrastruktur	 und	
Wirtschaft	 fließt.	 Allein	 auf	 Seite	 der	 öffentlichen	 Fi-
nanzmittel	 stehen	den	148	Mrd.	US-Dollar	an	Klimafi-
nanzierung	weltweit	mehr	als	das	Dreifache	(490	Mrd.	
US-Dollar)	an	staatlichen	Subventionen	für	fossile	Ener-
gien	gegenüber.1	

Auch	ist	die	Summe	der	Investitionen	bei	weitem	noch	
nicht	 ausreichend.	 Allein	 bis	 zum	 Jahr	 2020	 werden	
rund	700	Mrd.	US-Dollar	pro	Jahr	zusätzlich	zu	den	not-
wendigen	Investitionen	in	den	verschiedenen	Sektoren	
Energie,	Verkehr,	Forstwirtschaft,	Gebäude	und	Indus-
trie	veranschlagt,	um	eine	emissionsarme	Entwicklung	
unter	 einem	 2°-Szenario	 abzusichern.	 Diese	 zusätzli-
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1 S. http://www.climatefinancelandscape.org 
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chen	 Investitionen	 sind	 notwendig,	 um	 beispielswei-
se	 eine	 saubere	 Energieinfrastruktur,	 emissionsarme	
Fahrzeuge	 oder	 Energieeffizienz	 im	 Bausektor	 umzu-
setzen	und	so	den	energieintensiven	Pfad	zu	verlassen.	
Zusätzliche	 Investitionen	 im	 Bereich	 Landwirtschaft,	
Wasser	 und	 Verkehrsinfrastruktur	 sind	 dabei	 noch	
nicht	 berücksichtigt	 (World	 Economic	 Forum,	 2013:	
11).	 In	den	 Ländern	des	 Südens	 könnten	 sich	die	not-
wendigen	 Investitionen	 für	 Klimaschutz	 bis	 zum	 Jahr	
2020	auf	300	Mrd.	US-Dollar	jährlich	belaufen	(Gagnon-
Lebrun	&	Barrigh,	2013,	p.	117).

Das	macht	 deutlich,	 dass	 die	 von	 den	 Industrienatio-
nen	 versprochenen	 100	 Mrd.	 US-Dollar,	 die	 ab	 2020	

jährlich	zur	Unterstützung	für	Klimaschutz	und	Anpas-
sungsmaßnahmen	in	den	Entwicklungsländern	bereit	
gestellt	werden	sollen,	nur	einen	Teil	des	notwendigen	
Investitionsbedarfs	decken.	Und	selbst	diese	Zusage	ist	
von	 ihrer	 Erfüllung	noch	weit	 entfernt:	 Laut	 Buchner	
et	al.	(2014)	flossen	im	Jahr	2013	nur	34	Mrd.	US-Dollar	
von	OECD-Ländern	 in	nicht-OECD-Länder	 (Buchner	et	
al.	2014:	17).	Weitere	kritische	Faktoren	dieser	Finanz-
flüsse	 sollen	 im	 Folgenden	 genauer	 erörtert	 werden.	
Dabei	 geht	 es	 zunächst	 um	die	 Rolle	 privater	 Finanz-
mittel	in	diesem	Bereich	(Kap.	2.2)	und	schließlich	um	
die	 Frage,	 in	 welchem	 Zusammenhang	 solche	 Mittel	
zur	Entwicklungsfinanzierung	stehen	(Kap.	3).

Von	Beginn	an	drängten	die	Industrienationen	darauf,	
dass	angesichts	leerer	staatlicher	Kassen	die	vereinbar-
ten	Summen	für	die	internationale	Klimafinanzierung	
von	Nord	nach	Süd	nicht	allein	aus	öffentlichen	Mitteln	
bereitgestellt	 werden	 sollten.	 „Neu	 und	 zusätzlich“	
sollten	die	Mittel	sein	und	aus	einer	breiten	Palette	an	
Quellen	stammen:	Öffentliche	und	private	Mittel,	bila-
terale	und	multilaterale	Mittel,	sowie	solche	Mittel,	die	
über	 neue	 Finanzierungsinstrumente	 generiert	 wer-
den.	Dies	 ist	 allein	deshalb	problematisch,	da	weitere	
Finanzierungsmittel	 ohnehin	 hinzugezogen	 werden	
müssen,	um	den	tatsächlich	höheren	Finanzbedarf	de-
cken	zu	können.	 In	der	Praxis	ergeben	sich	aber	auch	
weitere	Probleme	daraus,	dass	eine	Vermischung	von	
öffentlichen	und	privaten	Geldern	 immer	mehr	zuge-
nommen	hat	und	dass	die	hierfür	verwendeten	öffent-
lichen	Mittel	nicht	nur	als	Klimafinanzierung,	sondern	
auch	als	öffentliche	Entwicklungszusammenarbeit	ver-
rechnet	werden.	Das	ist	vor	allem	dann	problematisch,	
wenn	Entwicklungs-	und	Armutswirkungen	nicht	aus-
reichend	geprüft	werden.

Was	 die	 Anrechenbarkeit	 privater	 Mittel	 auf	 das		
100	 Mrd.	 US-Dollar-Ziel	 angeht,	 hat	 die	 OECD	 im	
Vorfeld	 des	 Klimagipfels	 von	 Paris	 eine	 umfassende	
Aufstellung	 über	 die	 gegenwärtige	 (anrechenbare)	
Klima-finanzierung	vorgelegt.	Dabei	hat	sie	auch	eine	
Definition	 vorgebracht,	 was	 genau	 als	 private	 Klima-
finanzierung	 anrechenbar	 sein	 soll.	 18	 Regierungen,	
die	sich	 im	September	2015	auf	eine	gemeinsame	De-
finition	 verständigt	 hatten,	 folgen	 im	 Wesentlichen	
diesem	jedoch	noch	vagen	Ansatz:	Demnach	sollen	alle	
privaten	Investitionen,	die	einer	öffentlichen	Interven-
tion	 klar	 zuzuordnen	 sind,	 angerechnet	 werden.	 Aus	
methodologischen	 Gründen	 bleibe	 dies	 aber	 gegen-
wärtig	 nur	 begrenzt	 zu	 erfassen.	 Immerhin	 konnten	

mittels	 der	 Erklärung	 einige	 methodische	 Probleme	
der	Vergangenheit	eingedämmt	werden	und	somit	ist	
ein	erster	wichtiger	Schritt	getan.	Es	ist	allerdings	auch	
zu	Recht	kritisiert	worden,	dass	Entwicklungsländer	an	
dieser	Diskussion	nicht	beteiligt	waren.	Besser	sei	daher	
eine	Einigung	beispielsweise	im	Rahmen	der	UNFCCC	
und	 der	 Klimaverhandlungen	 oder	 ihres	 ständigen		
Finanzausschusses	(Adaptation	Watch	2015:	80f.).

Die	 öffentliche	 Finanzierung	 kann	 beispielsweise	 bei	
der	 Markteinführung	 oder	 Entwicklung	 neuer	 Tech-
nologien	 durchaus	 eine	 wichtige	 Rolle	 spielen,	 zum	
Beispiel	 wenn	 es	 darum	 geht,	 die	 kritische	 Schwelle	
zu	 erreichen,	 an	 der	 die	 Technologie	 wirtschaftlich	
wird	 (Buchner	 et	 al.	 2014:	 19).	 Investitionen	 in	 grüne	
Technologien	 können	 mit	 Risiken	 behaftet	 sein,	 die	
beispielsweise	 mit	 schwachen	 politischen	 oder	 mak-
roökonomischen	 Rahmenbedingungen	 des	 Empfän-
gerlandes	einhergehen,	oder	die	die	Verfügbarkeit	von	
Kapital,	 sowie	 andere	marktbasierte	 Probleme	betref-
fen.	 Projekte	 im	 Bereich	 erneuerbare	 Energien	 oder	
Energieeffizienz	 können	 aber	 für	 Privatinvestitionen	
auch	 attraktiv	werden,	wenn	Risiken	durch	bestimm-
te	 politische	Maßnahmen,	mittels	 Subventionen	 oder	
auch	direkte	Projektteilfinanzierung	und	-beratung	in	
diesen	Sektoren	reduziert	werden	(Khachatryan	2014:	
6,	30,	World	Economy	Forum	2013:	22).

Finanzierung durch Bündelung von Kapital und 
Zuschüssen: Blending

Öffentliche	Gelder	aus	der	Entwicklungszusammenar-
beit	werden	als	Hebel	eingesetzt,	um	oben	beschriebe-
ne	Risiken	auszuschalten	und	Finanzkapital	stärker	 in	
die	Pflicht	zu	nehmen.	Private	Gelder	können	von	einer	

> 2  Klimafinanzierung und Green Economy
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großen	Spannbreite	von	Akteuren	kommen,	Ersparnis-
se	von	privaten	Haushalten,	Gelder	von	Unternehmen	
oder	 anderen	 Rechtspersonen.	 Diese	 Finanzmittel	
werden	 über	 verschiedene	 Finanzintermediäre	 kana-
lisiert,	wie	Banken	oder	institutionelle	Investoren	(z.B.	
Versicherungs-	 oder	 Pensionsfonds).	 Sofern	 die	Moti-
vation	 nicht	 philanthropischer	 Natur	 ist,	 muss	 einer	
solchen	 Investition	 eine	 realistische,	 risikoangepasste	
Renditeerwartung	 zugrunde	 liegen	 (UNEP	 2014:	 13).	
Öffentliche	Gelder	werden	zum	Beispiel	 als	 staatliche	
Kreditgarantien	für	die	Beratung	oder	Projektplanung	
eingesetzt.	So	soll	mithilfe	öffentlicher	Gelder	eine	zu-
sätzliche	Summe	privater	Gelder	mobilisiert	werden.	
In	 Deutschland	 sind	 die	 Durchführungsinstitutionen	
der	Entwicklungszusammenarbeit,	darunter	auch	die	
deutsche	 Kreditanstalt	 für	 Wiederaufbau	 (KfW),	 die	
Deutsche	 Investitions-	 und	 Entwicklungsgesellschaft	
(DEG)	und	die	Deutsche	Gesellschaft	für	internationale	
Zusammenarbeit	 (GIZ)	bei	der	Umsetzung	präsent.	So	
haben	sich	die	Mittel	aus	dem	Bundeshaushalt	bei	den	
Zusagen	 der	 KfW	 Entwicklungsbank	 zwischen	 2001	
und	2011	etwa	verdoppelt,	während	sich	das	Gesamt-
volumen	der	Zusagen	durch	die	Beimischung	privater	
Mittel	im	gleichen	Zeitraum	fast	verdreifacht	hat	(BMZ	
2016:	o.S.).

Das	Mischen	 öffentlicher	Gelder	mit	 privaten	Mitteln	
(das	sogenannte	Blending)	hat	auch	in	der	Klimafinan-
zierung	 in	 den	 vergangenen	 Jahren	 immer	 größere	
und	ganz	neue	Dimensionen	 angenommen.	Adressa-
ten	 dieser	 neuen	 Konstrukte	 sind	 die	 institutionellen	
Investoren	 wie	 Pensionsfonds,	 Versicherungen	 etc.	
Um	 diese	 zu	 erreichen,	müssen	 Investitionsrisiken	 so	
weit	wie	möglich	abgesenkt	werden.	 In	der	Regel	ge-
schieht	dies	über	die	Auflegung	von	Investitions-	oder	
Beteiligungsfonds,	in	denen	die	AnlegerInnen	Anteile	
erwerben	 oder	 über	 speziell	 aufgelegte	 Bonds	 (An-
leihen).	 Letztere	 sind	 schon	seit	 rund	zehn	 Jahren	auf	
dem	Kapitalmarkt	präsent.	Ein	Beispiel	hierfür	sind	die	
sogenannten	Green	Bonds,	deren	Volumen	sich	insbe-
sondere	 seit	 2013	 rasant	 entwickelt	 hat	 (Schneeweiß	
2016:	5)

Risiken und Gefahren von Blending-Investitio-
nen

Über	Blendinginstrumente	können	wichtige	Finanzie-
rungslücken	geschlossen	werden,	die	privates	Kapital	
von	Banken	und	 Investoren	 in	die	Klimafinanzierung	
einbinden	 können	und	 so	 zur	Marktentwicklung	bei-
tragen.	Sollen	also	vor	allem	Zuschüsse	und	zinsgüns-
tige	Kredite	verstärkt	eingesetzt	werden,	um	auf	diese	
Weise	mehr	Mittel	für	Investitionen	in	grüne	Technolo-
gien	und	Anpassung	anzulocken?	Die	Strategie	klingt	
verlockend	 und	 ist	 in	 wichtigen	 Bereichen	 vielleicht	
sogar	 unerlässlich.	 Eine	 fehlerhafte	 Umsetzung	 kann	

aber	 zu	 Marktverzerrungen,	 einer	 unangemessenen	
Risikoverteilung	 zwischen	 öffentlichen	 und	 privaten	
Akteuren	und	 zu	Gewinnmitnahmen	 zulasten	wichti-
ger	 öffentlicher	 Dienstleistungen	 führen	 (Sierra-Esca-
lante	2016:	o.S.).	Die	verschiedenen	Gefahren,	die	mit	
solchen	Instrumenten	verbunden	sind,	gilt	es	im	Blick	
zu	behalten.	

1.	 Verdrängung	 von	 Armutsbekämpfung	 als	 Schwer-
punkt	 der	 Entwicklungszusammenarbeit:	 So	 be-
steht	 die	 Gefahr,	 dass	 angesichts	 knapper	 öffentli-
cher	 Mittel	 die	 für	 Blending	 verwendeten	 Gelder	
anderswo	abgezogen	werden,	wo	sie	ebenfalls	drin-
gend	gebraucht	würden	(Griffith	2012:	9).	Da	Gelder	
nur	 einmal	 ausgegeben	 werden	 können,	 könnten	
Maßnahmen	 zur	 Verbesserung	 der	 Infrastruktur	
zulasten	 sozialer	 Projekte	 gehen,	 die	 eine	 stärkere	
Armutsorientierung	 aufweisen.	 Ohne	 Frage	 setzen	
relevante	 Infrastrukturprojekte	 auch	wichtige	 Ent-
wicklungsimpulse.	 Doch	 stehen	 Entwicklung	 und	
Armutsorientierung	 nicht	 unbedingt	 im	 Zentrum	
der	durch	Blending	hervorgerufenen	Investitionen.	
Die	 potentiellen	 Verdrängungsprozesse	 sind	 auch	
deshalb	 so	wichtig	 zu	 berücksichtigen,	weil	 solche	
Blendinginstrumente	 Investitionen	 in	 Ländern	mit	
(hohen)	mittleren	Einkommen	bislang	zu	begünsti-
gen	 scheinen	 (EBRD	2015:	 17).	Das	 kann	dazu	 füh-
ren,	 dass	 insbesondere	 die	 ärmsten	 Länder	 sowohl	
bei	der	Armutsbekämpfung	als	auch	bei	der	Klima-
finanzierung	noch	weiter	ins	Abseits	rücken.

2.	 Unnötige	 Subventionierung	 von	 Privatinvestoren:	
Wenn	es	seitens	der	privaten	Akteure	entsprechen-
de	Investitionspläne	gibt	oder	gab,	die	sie	sich	über	
staatliche	Gelder	gerne	absichern	möchten,	so	kann	
sogar	der	gegenteilige	Effekt	 eintreten:	 öffentliche	
Gelder	 werden	 „gehebelt“	 für	 eine	 private	 Investi-
tion	–	oder	anders	ausgedrückt:	sie	werden	abgezo-
gen	von	anderen	Bereichen,	 in	denen	 sie	 vielleicht	
nötiger	 gewesen	 wären.	 Je	 mehr	 privates	 Geld	 in	
eine	mit	 öffentlichen	Geldern	gestützte	 Investition	
fließt,	 desto	wahrscheinlicher	 ist	 es,	 dass	die	 Inves-
tition	auch	ohne	die	öffentlichen	Mittel	lukrativ	ge-
wesen	wäre	(Griffith	2012:	9).	Die	öffentlichen	Mittel	
stellen	dann	eine	Art	unverhofften	zusätzlichen	Ge-
winn	da,	den	die	privaten	Investoren	gerne	mitneh-
men	(World	Economy	Forum,	2013:	23).	

3.	 Schwache	 Wirkungen:	 Eine	 hohe	 Hebelwirkung	
ist	 keineswegs	 automatisch	 gleichbedeutend	 mit	
einer	hohen	Armuts-	und	Umweltwirkung	der	 ein-
gesetzten	Mittel	 (ebd.).	 Vor	 allem	mit	 Blick	 auf	 Ar-
mutsorientierung	 ist	 hier	 Vorsicht	 geboten:	 Denn	
mit	Zunahme	einer	Vermischung	von	privaten	und	
öffentlichen	Geldern	kommen	Akteure	zum	Zug,	die	
wenig	Erfahrung	in	der	Entwicklungszusammenar-
beit	haben.	 In	der	EU	 ist	dies	beispielsweise	die	Eu-
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der	britischen	Regierung	kritisiert	und	als	 „Hände-
weg-Ansatz“	 bezeichnet.	 Mit	 über	 130	 Mio.	 Pfund	
öffentlicher	 Entwicklungshilfe	 will	 die	 britische	
Regierung	 6,7	 Mrd.	 Pfund	 zusätzlicher	 Gelder	 aus	
privaten	Quellen	mobilisieren	und	mit	den	darüber	
finanzierten	 Projekten	 in	 Entwicklungsländern	 die	
Umstellung	 auf	 einen	 nachhaltigen	 Entwicklungs-
pfad	 und	 Armutsreduzierung	 gleichermaßen	 för-
dern.	Die	Regierung	ist	zwar	im	Beirat	vertreten,	hat	
hierdurch	 aber	 nur	 eine	 sehr	 begrenzte	 Kontrolle	
auf	der	Projektebene.	Insbesondere	eine	konsequen-

te	Ausrichtung	der	Projekte	auf	die	Belange	
der	Armen	sei	so	nur	schwer	kontrollierbar	
(CAFOD	2014:	8,	12).

In	 bestimmten	 Bereichen	 werden	 öffentli-
che	 Investitionen	 unumgänglich	 sein,	 um	
die	Rahmenbedingungen	für	private	Inves-
titionen	 zu	 verbessern	 und	 so	 sowohl	 Kli-
maschutzinvestitionen	 voran	 zu	 bringen,	
als	 auch	 Anpassungsmaßnahmen	 stärker	
in	 allen	 Investitionen	 zu	 verankern.	 Grüne	
Technologien	müssen	vor	allem	in	ihren	frü-
hen	Entwicklungsstadien	gefördert	werden,	
wenn	 sie	 noch	 nicht	 zur	 vollen	 Marktreife	

gekommen	und	daher	möglicherweise	weniger	renta-
bel	und	risikobehafteter	sind	als	etablierte	Technologi-
en.	Die	dadurch	entstehenden	Mehrkosten	können	aus	
öffentlichen	 Geldern	 finanziert	 werden,	 obgleich	 pri-
vate	Investoren	eine	zunehmend	wichtige	Rolle	bei	der	
Finanzierung	 (derartig	 geförderter)	 grüner	 Techno-
logien	einnehmen	 (World	Economy	Forum	2013:	20).	
Dennoch	 müssen	 die	 oben	 beschriebenen	 Gefahren	
sehr	genau	 im	Auge	behalten	werden,	angesichts	der	
Tatsache,	dass	es	sich	um	öffentliche	Mittel	handelt,	die	
in	 der	 Regel	 auch	 als	 Entwicklungshilfe	 angerechnet	
werden	(s.	hierzu	auch	Kap.	3.1).

Um	die	notwendigen	Mittel	zur	Finanzierung	von	Kli-
maschutz	und	Anpassung	weltweit	 zur	Verfügung	 zu	
stellen	–	und	hierbei	geht	es	keineswegs	nur	um	die	von	
internationalen	Gebern	zugesagten	100	Mrd.	US-Dollar	
–	müssen	 letztendlich	alle	Quellen	der	Klimafinanzie-
rung	dramatisch	ansteigen:	öffentliche	Mittel	und	pri-
vate	 Investitionen,	 sowohl	auf	nationaler	als	auch	auf	
internationaler	 Ebene.	 Insbesondere	 für	 Länder	 mit	
einem	vergleichsweise	hohen	Entwicklungsstand	und	
guter	Fiskalpolitik	und	 für	 solche	Projekte,	die	bei	ge-
ringem	Risiko	eine	gewisse	Rendite	versprechen,	kön-
nen	hier	auch	kreditbasierte	Blendinginstrumente	ein	
gutes	Mittel	sein,	um	Finanzierungslücken	in	zentralen	
Bereichen	zu	schließen.	Bei	einer	entsprechenden	Aus-
gestaltung	kann	das	auch	zu	positiven	Effekten	im	Be-
reich	der	Armutsbekämpfung	führen.	Genau	das	müss-
te	allerdings	neben	der	Risikominimierung	durch	den	
zusätzlichen	Beitrag	der	öffentlichen	Hand	gewährleis-
tet	sein.	

4.	 Ungünstige	Risikoallokation:	Des	Weiteren	besteht	
die	 Gefahr,	 dass	 die	 Risikoübernahme	 übermäßig	
auf	 den	 öffentlichen	 Sektor	 abgewälzt	 wird,	 ohne	
dass	sich	dadurch	die	privaten	Investitionen	tatsäch-
lich	deutlich	erhöhen	(Eurodad	2011:	o.S.).

5.	 Erneute	 Verschuldungsgefahr	 für	 die	 Empfänger-
länder:	Die	gehebelten	Gelder	sind	keine	Zuschüsse,	
sondern	 in	 der	Regel	Kredite,	 häufig	 zu	Marktkon-
ditionen.	 Dadurch	 erhöht	 sich	 für	 viele	 Länder	 die	
Gefahr	 in	eine	neue	oder	erneute	Verschuldungssi-
tuation	zu	geraten,	sollte	es	bei	der	Umsetzung	der	
Projekte	zu	Problemen	kommen.	Es	gibt	daher	auch	
die	nicht	unberechtigte	Befürchtung	seitens	einiger	
Nichtregierungsorganisationen	(NRO),	dass	die	kre-
ditbasierte	Klimafinanzierung	zu	einer	Neuauflage	
der	 Schuldenkrise	 führen	 kann.	 Ferner	 entspreche	
sie	 –	 insbesondere	 bei	 der	 Finanzierung	 von	 An-
passungsmaßnahmen	–	nicht	der	Vorstellung,	dass	
Klimafinanzierung	 auch	 ein	 Art	 von	 „Kompensati-
on“	für	entstandene	Schäden	darstellt	 (Brown	et	al.	
2011:	4f.).	

6.	 Die	 Privatwirtschaft	 sagt,	 wo	 es	 lang	 geht:	 Zu	 gu-
ter	 Letzt	 geben	 erfahrene	 Entwicklungsakteure	 je	
nach	 Konstruktion	 des	 Finanzierungsinstrumentes	
wichtige	 Kontrollfunktionen	 über	 Investitionsent-
scheidungen	 an	 Finanzmarktakteure	 ab,	 die	 nicht	
notwendigerweise	 die	 gleichen	 Entwicklungs-	 und	
Klimaziele	im	Blick	haben	wie	die	öffentliche	Hand.	
Die	britische	Entwicklungsorganisation	CAFOD	hat	
dies	 mit	 Blick	 auf	 den	 Internationalen	 Klimafonds	

Die Europäische Investitionsbank als zentraler Akteur europäische Entwick-
lungs- und Klimafinanzierung?, Foto: PalauenC05/Wikimedia Commons

> 2  Klimafinanzierung und Green Economy

ropäische	Investitionsbank	(EIB),	die	in	den	vergan-
genen	Jahren	das	Finanzierungsvolumen	außerhalb	
Europas	 kontinuierlich	 erhöht	 hat.	 Blending	 wird	
vor	 allem	 auch	 in	 den	 klimarelevanten	 Bereichen	
Energiesicherheit,	Umwelt	und	Klima,	sowie	in	den	
Bereichen	 Infrastruktur	 und	 Privatsektorentwick-
lung	betrieben.	Damit	wird	eine	Bank,	deren	Kern-
geschäft	 die	 innereuropäische	 Finanzierung	 von	
Investitionsprojekten	 ist,	 zum	zentralen	Akteur	eu-
ropäischer	 Entwicklungs-	 und	 Klimafinanzierung	
(Tricarico	2012:	o.S.).	
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> 3  Klima- und Entwicklungsfinanzierung

Verschwendete Entwicklungsgelder, 
Foto: Julien Harneis/Flickr.com 

Zudem	muss	darauf	geachtet	werden,	dass	diese	Güter	
und	 Dienstleistungen	 für	 alle	 Bevölkerungsschichten	
bezahlbar	bleiben.	Und	insbesondere	wenn	Mittel	aus	
der	Entwicklungszusammenarbeit	eingesetzt	werden,	
sollte	der	Bezug	zur	Armutsbekämpfung	klar	im	Fokus	
stehen.	 Neue	 Allianzen,	 die	 jetzt	 eingegangen	 wer-
den,	 sollten	 dies	 von	 Anfang	 an	 berücksichtigen	 und	
könnten	dann	sogar	innovative	Ansätze	mit	Leben	fül-
len	 und	wichtige	 Impulse	 setzen.	Das	 setzt	 allerdings	
voraus,	dass	nicht	die	Summe	der	mobilisierten	Mittel	
im	Vordergrund	 steht,	 sondern	 die	Ausgestaltung	 im	
Sinne	einer	Armutsorientierung	und	unter	Berücksich-
tigung	der	Kriterien,	die	auch	 in	der	Entwicklungszu-
sammenarbeit	von	Bedeutung	sind.	Dazu	gehört	auch,	
dass	die	Summen,	die	für	die	ärmsten	Länder	zur	Verfü-
gung	stehen,	nicht	schrumpfen,	sondern	im	Gegenteil	
weiter	steigen	müssen.	

3 Klima- und Entwicklungsfinanzierung 

Als	 die	 Zahl	 der	 100	Mrd.	 US-Dollar,	 die	 ab	 dem	 Jahr	
2020	 jährlich	 als	 Klimafinanzierung	 bereitgestellt	
werden	sollen,	in	Kopenhagen	auf	den	Verhandlungs-
tisch	 kam,	 hatte	 dies	 vor	 allem	 eine	 politische	 Rele-
vanz,	denn	erstmals	 lagen	konkrete	Forderungen	vor.	
Gerungen	wurde	 auch	 darum,	 dass	 diese	Mittel	 „neu	
und	zusätzlich“	sein	sollten.	Ein	Problem	ist	auch	hier,	
dass	 nie	 genauer	 bestimmt	 wurde,	 was	
genau	 „neu	 und	 zusätzlich“	 bedeutet.	
Neben	der	Frage,	in	welcher	Form	priva-
te	Gelder	 in	 diese	 Summe	 einberechnet	
werden	 sollen,	 entbrannte	 auch	 über	
diese	 Formulierung	 immer	 wieder	 eine	
Diskussion.	

Seit	 vielen	 Jahren	 hat	 sich	 die	 interna-
tionale	 Gebergemeinschaft	 dazu	 ver-
pflichtet,	 dass	 jedes	 Land	 0,7	 %	 seiner	
Wirtschaftsleistung	 als	 offizielle	 Ent-
wicklungshilfe	 (Official	 Development	
Assistance	 –	 ODA)	 bereitstellt	 (die	 soge-
nannte	 ODA-Quote).	 Nur	 einige	 weni-
ge	 Länder	 haben	 dieses	 Ziel	 bis	 heute	
erreicht.	 Viele	 NRO,	 aber	 auch	 einige	
Regierungen,	 die	 das	 0,7	 %-Ziel	 bereits	
erreicht	 haben,	 wollten	 daher,	 dass	 die		
100	 Mrd.	 US-Dollar	 an	 Klimafinanzie-
rung	 (ohnehin	 nicht	 alles	 öffentliche	
Mittel)	zusätzlich	zu	dieser	Zielvereinba-
rung	aufgebracht	werden	müssten	(Knoke/Duwe	2011:	
12,	 Brown	 et	 al.	 2015:	 12).	 Die	 allermeisten	 Länder	
haben	 diese	 ODA-Quote	 allerdings	 trotz	 mehrfacher	

> 3.1 Klimafinanzierung: „neu und zusätzlich“?

Stufenpläne	noch	nicht	erreicht.	Deutschland	hat	sich	
in	den	vergangenen	 Jahren	mühsam	einer	Quote	von		
0,4	%		genähert.	Bei	den	meisten	Ländern	herrscht	daher	
die	Position	vor,	dass	die	Klimafinanzierung	zusätzlich	
zu	den	bestehenden	Etats	für	die	Entwicklungszusam-
menarbeit	 bereitgestellt	 wird.	 Bis	 heute	 entscheiden	
die	 Industrienationen	mehr	 oder	 weniger	 selbst,	 was	

Häufig überschneiden sich Projekte der Klimafinanzierung 
mit Projekten der Entwicklungszusammenarbeit, 
Foto: CCAFS/2014/Prashanth Vishwanathan/Flickr.com 
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> 3  Klima- und Entwicklungsfinanzierung

sie	als	„zusätzlich“	definieren,	welche	Gelder	sie	als	Kli-
mafinanzierung	 anrechnen	 und	wie	 sich	 diese	Mittel	
in	der	bereits	existierenden	Entwicklungsfinanzierung	
widerspiegeln.

Insbesondere	der	Bereich	der	Anpassung	ist	in	Entwick-
lungsländern	oft	sehr	eng	mit	traditionellen	Aufgaben	
der	 Entwicklungszusammenarbeit	 verknüpft.	 Es	 gibt	
große	 inhaltliche	und	geographische	Überschneidun-
gen	von	Projekten,	 in	die	Gelder	der	Entwicklungszu-
sammenarbeit	fließen,	und	Projekten	der	Klimafinan-
zierung.	Viele	Länder	des	globalen	Südens,	die	Partner	
der	 Entwicklungszusammenarbeit	 in	 der	 Armutsbe-
kämpfung	sind,	leiden	bereits	unter	den	Folgen	des	Kli-
mawandels.	Deshalb	sind	sowohl	für	die	Entwicklungs-
zusammenarbeit	 als	 auch	 für	 die	 Klimafinanzierung	
Ziele	 der	 Ernährungssicherheit	 und	 Armutsbekämp-
fung	 eng	 verbunden	mit	 klimarelevanten	 Fragen	wie	
landwirtschafte	Anpassung	oder	Wasser-	und	Gesund-
heitsversorgung.

In	 der	 Praxis	 vor	 Ort	 sind	 Klima-	 und	 Entwicklungs-
projekte	 kaum	 zu	 trennen,	 sondern	 vielmehr	 auf	 das	
Engste	 verbunden.	 Kein	 Entwicklungsprojekt	 sollte	
heute	mehr	umgesetzt	werden,	ohne	mögliche	Auswir-
kungen	des	Klimawandels	 zu	berücksichtigen.	 Ist	 der	
Bau	einer	Schule	z.B.	 in	einem	überschwemmungsge-
fährdeten	Gebiet	geplant,	so	muss	der	Bau	Vorkehrun-
gen	treffen,	dass	sie	nicht	gleich	beim	ersten	Auftreten	
einer	 erneuten	 Überschwemmung	 weggespült	 wird.	
Zusätzlich	kann	sie	noch	so	konzipiert	werden,	dass	sie	
der	umliegenden	Bevölkerung	im	Schadensfall	als	Un-
terschlupf	dienen	kann.	Auf	einer	übergeordneten	Ebe-
ne	sollten	Aspekte	des	Klimawandels	und	der	Umgang	
damit	auch	in	Strategie-	und	Entwicklungsplanungen	
der	Regierungen	oder	in	die	Lehrpläne	der	Schulen	auf-
genommen	werden.	

Umgekehrt	 gilt	 aber	 auch,	 dass	 klimarelevante	 Pro-
gramme	 immer	auch	armuts-	und	entwicklungsbezo-
gene	 Aspekte	 einbeziehen	 müssen:	 Bei	 Waldschutz-
projekten	müssen	z.B.	die	Rechte	indigener	Völker	oder	
die	 existenzsichernden	 Einkommen	 der	 ansässigen	
Bevölkerung	Berücksichtigung	finden.	Der	zunehmen-
de	Druck	auf	Landflächen	durch	den	Anbau	von	Agro-
energie	darf	nicht	die	Landrechte	der	ansässigen	Bevöl-
kerung	beschränken	oder	die	Ernährungssouveränität	
einer	Region	gefährden.	Auf	der	anderen	Seite	darf	die	
Verschränkung	von	Entwicklung	und	Klima	nicht	den	
Blick	darüber	verstellen,	dass	zuweilen	an	ganz	neuen	
Stellen	dezidierte	Anpassungsmaßnahmen	notwendig	
sind.	

Dort,	wo	Klimaveränderungen	präsent	oder	zu	erwar-
ten	 sind,	 ist	 eine	 Trennung	 von	 Entwicklungs-	 und	
Klimaanliegen	also	weder	wünschenswert	noch	 reali-
sierbar.	Das	hat	 in	der	Konsequenz	dazu	geführt,	dass	

Klimafinanzierung und klimabezogene Entwick-
lungsfinanzierung

Die	 ODA-Leistungen	 der	 Geber	werden	 bei	 der	 OECD	
erfasst.	 Dort	 müssen	 die	 Geber	 auch	 ihre	 klimarele-
vanten	 Mittel	 anzeigen	 und	 angeben,	 ob	 es	 sich	 um	
Maßnahmen	zur	Anpassung	an	den	Klimawandel	oder	
Klimaschutz	 handelt.	 Weiter	 unterteilt	 wird	 noch	 je	
nachdem,	 ob	 ein	 Projekt	 hauptsächlich	 Klimaaktivi-
täten	verfolgt	 („principal	objective“)	oder	einen	 signi-
fikanten	 Klimabeitrag	 leistet	 („significant	 objective“).	
Eine	solche	Klassifizierung	wird	auch	für	einige	andere	
Kriterien	 in	 der	 Entwicklungszusammenarbeit	 schon	
seit	langem	angewendet,	so	z.B.	für	Genderfragen	oder	
biologische	 Vielfalt.	 Die	 Erfahrung	 zeigt,	 dass	 eine		
solche	Unterteilung	eine	größere	Transparenz	 für	das	
Monitoring	und	die	Evaluierung	erzeugt.

Für	die	 Jahre	2013-2014	gibt	die	OECD	beispielsweise	
an,	dass	ihre	Mitgliedsstaaten	durchschnittlich	24,6	Mrd.	
US-Dollar	als	klimarelevante	Entwicklungszusammen-
arbeit	 angegeben	 hatten.	 Das	 entspricht	 immerhin	
20	 %	 der	 bilateralen	 ODA.	 14,5	 Mrd.	 US-Dollar	 davon	
(etwa	 12	 %	 der	 bilateralen	 ODA)	 flossen	 in	 Projekte,	
die	 „hauptsächlich“	 Klimaaktivitäten	 verfolgten	 und		
10,2	Mrd.	 US-Dollar	 wurden	 für	 Projekte	mit	 „signifi-
kantem“	 Klimabezug	 ausgegeben.	 Für	 den	 gleichen	
Zeitraum	wurden	 seitens	 der	 OECD-Länder	 19,1	Mrd.	
US-Dollar	 jährlich	 als	 bilaterale	 Klimafinanzierung	
gemeldet	 (OECD	 2015:	 32f).	 Auch	 wenn	 aufgrund	
unterschiedlicher	 und	 schwer	 nachvollziehbarer	 Be-
richtssysteme	ein	direkter	Vergleich	schwierig	ist,	wird	
doch	deutlich,	dass	ganz	offensichtlich	ein	sehr	großer	
Teil	der	klimarelevanten	ODA	auch	als	Klimafinanzie-
rung	 doppelt	 verbucht	 wird.	 Angesichts	 der	 engen	
Verschränkungen	 von	 klima-	 und	 armutsrelevanten	
Aspekten	 in	 den	 Projekten	mag	 das	 Sinn	machen.	 Es	
bedeutet	 aber	 auch,	 dass	 in	 vielen	 Fällen	Klimafinan-
zierung	nicht	wirklich	zusätzlich	verausgabt	wird	(vgl.	
Abb.	1).

die	 Gelder,	 die	 in	 klimarelevante	 Projekte	 fließen,	 in	
der	Regel	auch	doppelt	verrechnet	werden:	als	Klima-
finanzierung	 werden	 sie	 auf	 das	 100	 Mrd.	 US-Dollar-
Ziel	angerechnet	und	als	Entwicklungshilfe	werden	sie	
auf	 die	 ODA-Quote	 angerechnet.	 Damit	 schlagen	 die	
Geberländer	zwei	Fliegen	mit	einer	Klappe;	mit	jedem	
doppelt	verrechneten	Euro	werden	gleich	zwei	interna-
tional	getroffene	Vereinbarungen	bedient.	
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Abbildung	1	zeigt	deutlich,	dass	die	ODA	insgesamt	an-
gestiegen	ist	(grüne	Linie).	Dabei	entspricht	der	Anstieg	
mehr	oder	weniger	der	Summe	der	Projekte,	die	bei	der	
OECD	 als	 Projekte	 mit	 hauptsächlichem	 Klimabezug	
gemeldet	 wurde	 (blaue	 Linie).	 Dies	 sind	 Projekte,	 die	
ohne	den	Klimawandel	nicht	stattgefunden	hätten.	Im	
besten	Falle	ist	die	traditionelle	Entwicklungsfinanzie-
rung	 also	 gleich	 geblieben	 (blaue	 gestrichelte	 Linie).	
Gleichzeitig	 werden	 aber	 auch	 viele	 weitere	 Projekte	
mit	 dem	 Vermerk	 „signifikanter	 Klimabezug“	 verse-
hen,	so	dass	die	gesamte	klimarelevante	Entwicklungs-
finanzierung	 	deutlich	mehr	gestiegen	 ist	 (rote	Linie).	
Würde	 man	 auch	 diesen	 Teil	 von	 der	 traditionellen	
ODA	abziehen,	käme	dies	einem	deutlichen	Absinken	
der	traditionellen	ODA	gleich	(rote	gestrichelte	Linie).	
Die	Gefahr,	dass	Gelder	für	die	Armutsbekämpfung	zu-
gunsten	der	Klimafinanzierung	umgeleitet	werden,	ist	
also	durchaus	gegeben.	

In	Deutschland	sind	die	öffentlichen	Ausgaben	für	 in-
ternationale	Klimafinanzierung	 zuletzt	 von	1,95	Mrd.	
Euro	(2013)	auf	2,34	Mrd.	Euro	(2014)	angestiegen.	Bis	
2020	sollen	diese	Mittel	sogar	noch	verdoppelt	werden	
(UNFCCC	 2015:	 6).	 Nach	 den	 mittelfristigen	 Finanz-
planungen	sollen	zwischen	2016	und	2019	 insgesamt		
8,3	Mrd.	Euro	aus	dem	deutschen	Bundeshaushalt	zu-
sätzlich	in	die	Entwicklungsfinanzierung	fließen	(VENRO	
2015:	5).	Das	entspräche	einem	durchschnittlichen	Zu-
wachs	 von	 jährlich	 etwa	0,8	Mrd.	 Euro	 (obgleich	kein	
kontinuierlicher	Zuwachs	geplant	 ist).	Wenn	sich	also	
an	 der	 Praxis	 der	 doppelten	 Anrechnung	 nichts	 än-
dert,	dann	würde	das	bedeuten,	dass	ein	großer	Anteil	
der	 ODA-Zuwächse	 in	 die	 Klimafinanzierung	 fließen	
müsste.	 Klimabezogene	 Entwicklungszusammenarbeit	
könnte	 so	 also	 auch	weiterhin	 zulasten	 traditioneller		
Bereiche	der	Zusammenarbeit	gehen.	

Tatsächlich	ist	das	Problem	aber	auch	von	der	anderen	
Seite	beleuchtet	worden:	Eine	Analyse	der	wichtigsten	
Finanzierungsinstrumente	 deutscher	 Klimafinanzie-

rung	aus	den	 Jahren	2010	bis	2012	ergab,	dass	nur	 in	
etwa	drei	Viertel	aller	hierdurch	finanzierten	Projekte	
Klimaschutz	 explizit	 in	 den	 Zielen	 und	 Maßnahmen	
verankert	 war.	 Bei	 den	 Projekten,	 die	 durch	 das	 Ent-
wicklungsministerium	gefördert	wurden,	war	dies	am	
wenigsten	der	Fall	 (Lottje	2015:	3).	Das	bedeutet,	dass	
auch	 die	 Klimafinanzierung	 aufgebläht	 wird.	 Umge-
kehrt	war	aber	auch	nur	in	insgesamt	22	%	der	Projek-
te	 eine	 Ausrichtung	 auf	 Armutsreduzierung	 in	 den	
Maßnahmen	 und	 Zielen	 festgeschrieben.	 Eine	 solche	
Ausrichtung	war	vor	allem	bei	den	Projekten,	die	durch	
das	Umweltministerium	finanziert	wurden,	so	gut	wie	
nicht	 präsent	 (Ebd.).	 Im	 schlimmsten	 Fall	 können	Kli-
maprojekte	sogar	kontraproduktiv	zu	entwicklungspo-
litischen	Anliegen	sein,	wenn	keine	angemessene	Kon-
sultation	stattfindet	oder	keine	Entschädigung	gezahlt	
wird.	So	kann	beispielsweise	der	Anbau	von	Agroener-
gie	 die	 regionale	 Ernährungssicherheit	 gefährden,	
wenn	 FarmerInnen	 oder	 WaldbewohnerInnen	 ihre	
Lebensgrundlage	verlieren,	weil	auf	dem	von	ihnen	ge-
nutzten	 Land	Waldschutz-	 oder	 Bioenergie	 betrieben	
bzw.	angebaut	werden	soll.	

Insbesondere	im	Bereich	Anpassung	an	die	Klimafolgen	
gibt	es	einen	klaren	Armutsbezug.	Hier	geht	es	darum,	
die	schlimmsten	Folgen	des	Klimawandels	–	oft	gerade	
für	die	ärmsten	der	armen	–	abzumildern	und	die	Wi-
derstandfähigkeit	zu	stärken.	Aber	selbst	hier	ließe	sich	
konstatieren,	dass	ohne	den	von	den	Industrienationen	
verursachten	Klimawandel	diese	Gelder	 in	andere	Be-
reiche	für	Entwicklung	und	Armutsbekämpfung	inves-
tiert	werden	könnten.	Im	Bereich	Klimaschutz	sieht	es	
etwas	anders	aus.	 Solche	Maßnahmen	haben	zwar	oft	
keinen	direkten	Armutsbezug,	 sie	dienen	aber	durch-
aus	 einer	 gesamtgesellschaftlichen	 Entwicklung	 zum	
Beispiel,	wenn	der	Zugang	zu	nachhaltiger	Energie	ver-
bessert		wird.	Wo	gleichzeitig	Energiearmut	überwun-
den	wird,	kann	ein	direkter	Armutsbezug	aber	auch	in	
diesem	Bereich	sehr	deutlich	sein.	

> 3  Klima- und Entwicklungsfinanzierung

Abb. 1: Gesamte bilaterale ODA und klimabezogene Entwicklungsfinanzierung 

Quelle: (Mitchell/Maxwell 2010: 1)

ODA mit hauptsächlichem Klimaabzug 
(Klimaschutz + Anpassung)

gesamte klimarelevante ODA (Klimaschutz + 
Anpassung / hauptsächlich + signifikant) 

Bilaterale ODA 

abzüglich ODA mit hauptsächlichem 
Klimabezug (principal)

abzüglich gesamte klimarelevante ODA 
(principal + signifikant)
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Neue Akteure verursachen neue Herausforde-
rungen

Generell	ist	es	zu	begrüßen,	dass	die	internationale	Kli-
mafinanzierung	 so	 eng	 mit	 der	 Entwicklungszusam-
menarbeit	 verwoben	 ist.	Denn	hier	haben	 sich	 in	den	
vergangenen	 Jahren	 zahlreiche	Mechanismen	 durch-
gesetzt,	die	den	Schutz	von	Menschenrechten	und	die	
Einhaltung	 von	 Umwelt-	 und	 Sozialstandards	 so	 weit	
wie	möglich	garantieren	sollen.	Vielerorts	betreten	je-
doch	eine	ganze	Reihe	neuer	Akteure	die	Szene,	die	we-
nig	Erfahrung	mit	Entwicklungsanliegen	und	Armuts-
bekämpfung	 haben.	 Wo	 rein	 öffentliche	 Klima-	 und	
Entwicklungsgelder	involviert	sind,	fließen	die	meisten	
Mittel	über	 Institutionen,	die	 zumindest	mit	 Entwick-
lungsanliegen	betraut	 sind	und	viele	 Jahre	Erfahrung	
mit	 Maßnahmen	 zur	 ökologischen	 und	 sozialen	 Risi-
koabschätzung	und	 -minimierung	haben.	Aber	 selbst	
hier	gilt,	dass	bestimmte	Vorgaben	der	Finanzverwal-
ter	entwicklungspolitische	Anliegen	zu	wenig	berück-
sichtigen	können.	

Nicht	 jedes	 Energiesparprojekt,	 das	 in	 einem	 Land	
im	 globalen	 Süden	 durchgeführt	 wird,	 ist	 per	 se	 ein	
Entwicklungsprojekt.	 Umso	 wichtiger	 wäre	 es,	 dass	
Klimafinanzierung	wirklich	 „zusätzlich“	 zu	 den	ODA-
Geldern	 geleistet	wird.	Hierzu	müssten	 die	 einzelnen	
Leistungen	nicht	 auf	 Projektebene,	wohl	 aber	 auf	der	
Buchungsebene	sauber	getrennt	werden.	Für	eine	sol-
che	 Trennung	 sollten	 klare	 Kriterien	 gelten.	 Es	 wäre	
z.B.	möglich,	 eine	 Trennung	 nach	 Akteuren	 oder	 Ka-
nälen	vorzunehmen.	So	könnten	beispielswiese	Mittel,	
die	 über	 bi-	 oder	 multilaterale	 Klimafonds	 bereitge-
stellt	werden,	 prinzipiell	 als	 Klimafinanzierung	 ange-
rechnet	werden,	 auch	wenn	dabei	 armutsreduzieren-
de	 Wirkungen	 mitgedacht	 werden	 müssen.	 Darüber	
hinaus	 können	 Projekte	 überwiegend	 aus	 einem	 An-
passungsdruck	heraus	motiviert	sein	(hier	müssen	evtl.	
Armutsaspekte	gar	nicht	berücksichtigt	werden,	wohl	
aber	Fragen	einer	nachhaltigen	Entwicklung)	oder	sie	
sind	 überwiegend	 aus	 einem	 Entwicklungsdruck	 he-
raus	 motiviert.	 Ungeachtet	 dessen	 müsste	 allerdings	
jederzeit	gewährleistet	sein,	dass	Klima-	und	Entwick-
lungsaspekte	auf	allen	Ebenen	ineinandergreifen,	das	
muss	verpflichtender	Standard	werden.

> 3.2 Armutswirkung von Investitionen in die grüne Ökonomie

Wenn	 die	 internationale	 Klimafinanzierung	 in	 den	
kommenden	Jahren	in	dem	Maße	zunehmen	wird,	wie	
es	 laut	der	Vereinbarungen	vorgesehen	 ist,	 so	wird	es	
von	 entscheidender	 Bedeutung	 sein,	 dass	 diese	 Mit-
tel	 effizient	 genutzt	 und	 verwaltet	 werden.	 Effiziente	
Nutzung	bezieht	sich	dabei	aber	nicht	nur	auf	die	an-
visierten	 Minderungs-	 und	 Anpassungsziele.	 Gerade	
angesichts	der	knappen	öffentlichen	Kassen	muss	eine	
effiziente	Nutzung	dieser	Mittel	auch	Armutsbekämp-
fung	 und	 allgemeine	 Entwicklung	 berücksichtigen	
und	 sogar	 ins	erweiterte	Zentrum	 ihrer	Bemühungen	
stellen.	Dies	gilt	insbesondere	deshalb,	weil	es	die	weit	
verbreitete	 Praxis	 ist,	 dass	 Klimafinanzierung	 gleich-
zeitig	auch	als	Entwicklungsfinanzierung	angerechnet	
wird.	

Mehrere	 Jahrzehnte	 der	 Entwicklungszusammenar-
beit	haben	zu	der	Erkenntnis	geführt,	dass	eine	effek-
tive	Nutzung	von	Geldern	eine	Reihe	von	Kriterien	zur	
Voraussetzung	hat,	die	sich	nicht	an	einer	Projektum-
setzung	 der	Geber	 orientiert.	 Vielmehr	 ist	 es	wichtig,	
nationale	Systeme	zu	stärken,	die	Entwicklungszusam-
menarbeit	 in	Form	von	größeren	Programmen	unter-
einander	zu	koordinieren	und	an	die	Entwicklungsstra-
tegien	der	Länder	anzupassen.	Unter	den	Stichworten	
Eigenverantwortung,	Harmonisierung	und	Anpassung	
an	 die	 nationalen	 Strategien	 (alignment)	wurden	 sol-
che	Prinzipien	im	Rahmen	der	Pariser	Erklärung	für	die	

Wirksamkeit	von	Entwicklungszusammenarbeit	inter-
national	 verankert	 und	 seither	 bei	 mehreren	 Treffen	
weiter	entwickelt	und	bekräftigt.	In	der	Klimafinanzie-
rung	 spielen	 sie	 bislang	 jedoch	 kaum	 eine	 Rolle.	 Jen-
seits	dessen,	was	wo	angerechnet	wird,	ist	es	also	auch	
unerlässlich,	dass	diese	Aspekte	stärker	auf	die	Klima-
finanzierung	übertragen	und	 angewandt	werden.	 Im	
Rahmen	der	Globalen	Partnerschaft	 für	eine	effektive	
Entwicklungszusammenarbeit	 hat	 sich	 eine	 Koalition	
aus	verschiedenen	Akteuren	gebildet,	die	sich	zum	Ziel	
gesetzt	 hat,	 Klimafinanzierung	 stärker	 auf	 die	 Prinzi-
pien	 der	 Pariser	 Erklärung	 auszurichten	 (Global	 Part-
nership	2014:	2).

Eine von 4 ausgebildeten Solarenergiertechnikerinnen in Orissa, Indien, 
Foto: Abbie Trayler-Smith / Panos Pictures / Department for International 
Development / Flickr.com

> 3  Klima- und Entwicklungsfinanzierung



14
Klimafinanzierung gestalten.

Das	 Jahr	 2015	 war	 ein	 zentrales	 Jahr	 für	 die	 globale	
Agenda	für	nachhaltige	Entwicklung,	Armutsbekämp-
fung	und	für	Fragen	der	Finanzierung	dieser	globalen	
Anliegen.	 Zwischen	 der	 dritten	 internationalen	 Kon-
ferenz	 für	 Entwicklungsfinanzierung	 im	 Juli	 in	 Addis	
Abeba	und	dem	Klimagipfel	 in	Paris	 fand	 im	Septem-
ber	der	Gipfel	der	Vereinten	Nationen	zur	Festlegung	
neuer	 universeller	 Ziele	 für	 nachhaltige	 Entwicklung	
(Sustainable	 Development	 Goals	 -	 SDGs)	 statt.	 Bislang	
werden	die	Diskussionen	um	Klima-	und	Entwicklungs-
finanzierung	noch	weitgehend	getrennt	geführt.	So	ist	
es	 kaum	 verwunderlich,	 dass	 die	 Klimafinanzierung	
auch	 nicht	 explizites	 Thema	 in	 Addis	 Abeba	war.	 An-
gesichts	der	vielen	Überschneidungen	der	beiden	The-
menbereiche	müssten	 aber	 endlich	 die	 Schnittstellen	
zwischen	Bekämpfung	des	Klimawandels	und	Armuts-
bekämpfung	auch	in	Programmen	und	deren	Finanzie-
rung	noch	viel	stärker	zusammengedacht	und	zusam-
mengebracht	werden.

Klimapolitik	 nutzt	 verschiedene	 Instrumente;	 neben	
der	 Bereitstellung	 von	 Dienstleistungen	 und	 Subven-
tionen	 sind	 auch	 Prozesse	 der	 Gesetzgebung	 von	 Be-

deutung.	Mit	den	gleichen	Instrumenten	ist	jede	Regie-
rung	aber	auch	in	zahlreichen	weiteren	Sektoren	aktiv,	
in	denen	es	zu	indirekten	–	positiven	wie	negativen	-	kli-
ma-	oder	anpassungsrelevanten	Wirkungen	kommen	
kann.	

Die	 Unterstützung	 kleinbäuerlicher	 Familien	 mittels	
Beratung	 oder	 Krediten	 kann	 deren	 Resilienz	 (Wi-
derstandsfähigkeit)	 erhöhen.	 Umgekehrt	 kann	 die	
(„braune“)	 Wirtschaftspolitik	 auch	 Klimaziele	 kon-
terkarieren,	 etwa	 die	 Subventionierung	 von	 fossilen	
Energieträgern	 (Miller	 2012:	 8f.).	 Diese	 wiederum	 ist	
aber	 oft	 Bestandteil	 einer	 Politik,	 durch	 die	 Energie	
und	Mobilität	auch	für	ärmere	Bevölkerungsschichten	
erschwinglich	 gemacht	 werden	 sollen.	 Zielkonflikte	
kann	es	auch	bei	der	Bereitstellung	von	sauberer	Ener-
gie	geben.	Insbesondere	beim	Bau	großer	Megaprojek-
te	z.B.	für	Wind-	oder	Wasserkraft	müssen	solche	Ziel-
konflikte	sorgsam	austariert	werden.	Die	größten	und	
häufigsten	 Probleme	 gibt	 es	 immer	wieder	 beim	 Bau	
großer	 Staudämme.	 Diese	 Problematik	 ist	 auch	 nicht	
neu.	Ein	Beispiel	 ist	das	Staudammprojekt	Agua	Zarca	
in	Honduras	(siehe	Kasten).	

Große	Bergbauprojekte,	die	gegenwärtig	in	Hondu-
ras	 angeschoben	 werden,	 verlangen	 nach	 billiger	
Energie	und	 so	hat	die	Regierung	 zahlreiche	 Stau-
dammprojekte	 initiiert,	 im	 Rahmen	 derer	 Flüsse	
und	 Land	 privatisiert	 und	 zahlreiche	 Gemeinden	
vertrieben	werden.	Gemeinsam	mit	einem	chinesi-
schen	Projektentwickler	und	mit	Finanzierung	der	
Weltbanktochter	 International	 Finance	 Corpora-

tion	(IFC)	wurde	dabei	auch	der	Agua	Zarca	Damm	
ohne	jegliche	Konsultationen	mit	der	ansässigen	in-
digenen	 Bevölkerung	 angeschoben.	 Dabei	 hat	 der	
Bau	 des	 Damms	 Auswirkungen	 auf	 deren	 Zugang	
zu	 Wasser	 und	 verletzt	 indigene	 Rechte.	 Proteste	
wurden	 immer	 wieder	 gewaltsam	 niedergeschla-
gen	 und	 es	 gab	 Verletzte	 und	 Tote;	 Verbrechen,	
die	 weitgehend	 ungesühnt	 blieben.	 Sowohl	 die		
chinesische	 Baufirma	 als	 auch	 die	 IFC	 haben	 sich	
zwischenzeitlich	 zurückgezogen.	 Über	 viele	 Jahre	
setzte	sich	die	 Indigene	Berta	Cáceres	 in	Honduras	
für	die	Rechte	 ihrer	Gemeinden	gegen	das	Projekt	
ein.	Anfang	2016	wurde	sie	gemeinsam	mit	einem	
Weggefährten	ermordet.	Mitarbeiter	der	Baufirma	
stehen	in	Verdacht.	

Menschenrechtsverletzungen für saubere Energie?

Mahnwache für Berta Cáceres, 
Foto: Daniel Cima / Comisión Interamericana 
de Derechos Humanos/Flickr.com

Quelle: http://www.goldmanprize.org/recipient/berta-caceres/ 
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Damit Armutsbekämpfung nicht zurückbleibt.

Einige	 Beispiele	 zeigen	 aber	 auch,	 dass	 umwelt-	 und	
sozialpolitische	 Belange	 durchaus	 gehört	 und	 auch	
zusammengebracht	 werden	 können.	 In	 Chile	 bei-
spielsweise	zog	sich	der	einheimische	Energiekonzern		
ENDESA	aus	sechs	großen	Staudammprojekten	zurück,	
nachdem	 die	 betroffenen	 Gemeinden	 jahrelang	 auf	
die	negativen	Auswirkungen	auf	die	Umwelt	aufmerk-
sam	gemacht	hatten.	 In	 Südafrika	wurde	 im	Rahmen	
von	 Konsultationsprozessen	 bereits	 vor	 dem	 Baube-
ginn	eines	großen	Windparks	die	 lokale	Bevölkerung	
einbezogen.	 Durch	 Transparenz	 und	 offene	 Kommu-
nikationsstrukturen	 konnte	 den	 Widerständen	 und	
Beschwerden	angemessen	begegnet	werden.	Begleitet	
wurde	das	Projekt	durch	Entwicklungsprogramme	und	
Beteiligungsoptionen.	 Zusätzliche	 Einnahmen	 konn-
ten	 so	 in	 lokale	Bildungsprojekte	fließen	und	Arbeits-
plätze	geschaffen	werden.2	

Eine	 umfassende	 Antwort	 auf	 die	 Auswirkungen	 des	
Klimawandels	 kann	 somit	 nicht	 allein	 auf	 nationale	
Klimapolitiken	bauen.	Vielmehr	wird	 sie	 fest	 in	ande-
ren	 Entwicklungszielen	 verankert	 werden	 müssen.	
Dazu	 gehören	 beispielsweise	 eine	 verbesserte	 Ernäh-
rungssouveränität,	 (saubere)	 Energie	 für	 alle,	 aber	
auch	 mehr	 und	 gute	 Beschäftigungsmöglichkeiten,	
was	auch	Handelspolitiken	mit	einschließen	kann.	Kli-
mapolitik	 ist	damit	 im	Herzen	der	Entwicklungs-	und	
Haushaltsplanung	 eines	 Landes	 zu	 verankern	 (Miller	
2012:	4).	

Mit	den	vorab	erwähnten	SDG	dürfte	die	Verquickung	
zwischen	Klima-	und	Entwicklungsfinanzierung	noch	
stärker	 werden.	 Ein	 eigenes	 Ziel	 (SDG	 13:	 Umgehend	
Maßnahmen	 zur	 Bekämpfung	 des	 Klimawandels	 und	
seiner	 Auswirkungen	 ergreifen)	 hat	 die	 Bekämpfung	
des	 Klimawandels	 zum	 Thema.	 Einige	 Unterziele	 be-
ziehen	sich	explizit	auf	die	Berücksichtigung	der	Aus-
wirkungen	des	Klimawandels	für	die	Bekämpfung	von	
Armut	und	Hunger.	Ebenso	gibt	es	ein	eigenes	Ziel	für	
die	 Bereitstellung	 bezahlbarer	 und	 sauberer	 Energie	
für	alle	(SDG	7).	

Klimakompatible	Entwicklung	(Abb.	2)	bezeichnet	eine	
Entwicklung,	die	einerseits	die	Klimafolgen	eindämmt,	
gleichzeitig	 aber	 auch	 die	 vielen	 Chancen	 nutzt,	 die	
eine	kohlenstoffarme	und	klimaresiliente	Zukunft	 für	
die	menschliche	Entwicklung	mit	sich	bringt	(Mitchell/
Maxwell	2010:	1).	Diese	Schnittstelle	zwischen	Entwick-
lungs-	 und	 Anpassungsstrategien	 liegt	 sehr	 stark	 im	
Aktionsfeld	 der	 traditionellen	 Entwicklungsakteure.	
Der	Bereich	Minderungsstrategien	wird	hingegen	viel-
fach	 von	 anderen	 Akteuren	 besetzt,	 wobei	 im	 besten	
Fall	auch	die	Schnittstelle	zu	den	Entwicklungsstrategi-
en	berücksichtigt	wird.	

Die	ideale	Gelegenheit,	um	Politiken	und	deren	Finan-
zierung	mit	 den	 entsprechenden	 Prioritäten	 der	 Län-
der	zusammen	zu	bringen,	wäre	der	Haushaltsprozess,	
denn	hier	werden	Aktivitäten	in	allen	Sektoren	und	ihre	
Zielkonflikte	in	ihrer	Gesamtheit	gesehen	und	Prioritä-
ten	gesetzt.	In	vielen	armen	Ländern	sind	die	Haushalte	
aber	ohnehin	schon	chronisch	unterfinanziert,	um	die	
großen	 Herausforderungen	 der	 Entwicklungsagenda	
zu	meistern.	 Hinzu	 kommt,	 dass	 finanzielle	 Spielräu-
me	angesichts	 feststehender	Ausgaben	wie	 Schulden-
rückzahlung	 oder	 Löhne	 klein	 sind	 (Miller	 2012:	 10).	
Zusätzliche	Mittel	 sind	daher	dringend	nötig,	 sie	kon-
zentrieren	sich	aber	nicht	allein	auf	die	Umsetzung	von	
klimarelevanten	Maßnahmen.	Über	 einen	gesamt-ge-
sellschaftlichen	Konsens	müssen	Sektoren	identifiziert	
werden,	die	besonders	für	Klimawandel	und	Armutsre-
duktion	relevant	sind.	

Ein	Großteil	der	Klimafinanzierung	findet	gegenwärtig	
jedoch	 außerhalb	 der	 Haushaltsprozesse	 in	 den	 Län-
dern	 statt,	 entweder	 mittels	 nationaler	 Sonderfonds	
oder	 über	 Projektfinanzierung.	 Sonderfonds	 sind	 vor	
allem	für	internationale	Geber	interessant,	da	die	finan-
zielle	Unterstützung	besser	 sichtbar	 gemacht	werden	
kann.	Der	Bezug	zu	Klimawirkungen	ist	damit	leichter	
nachvollziehbar	und	Mittel	sind	sicherlich	auch	besser	
kontrollierbar.	Ein	Mainstreaming	von	Klimafragen	in	
nationalen	Planungs-	und	Haushaltsprozessen	wird	so	
jedoch	erschwert	(Miller	2012:	5).	

2 Siehe für diese und weitere positive wie negative Beispiele: Renewable energy & human rights: Outreach to companies 
 (https://business-humanrights.org/en/renewable-energy-human-rights-outreach-to-companies). 

Abb. 2: Klimakompatible Entwicklung

Quelle: Mitchell/Maxwell 2019: 2
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Klimafinanzierung gestalten.

Auf	 der	Weltklimakonferenz	 im	 Jahr	 2010	 in	 Cancún	
wurde	immerhin	der	Grüne	Klimafonds	(GCF)	ins	Leben	
gerufen,	 der	 die	 zentrale	multilaterale	 Institution	 für	
die	„neue	und	zusätzliche“	Klimafinanzierung	darstel-
len	 soll	 (UNFCCC	2011:	17f).	Der	Fonds	wurde	 im	ver-
gangenen	Jahr	mit	Zusagen	von	über	10	Mrd.	US-Dollar	
aufgefüllt	 (davon	 1	Mrd.	 US-Dollar	 aus	 Deutschland).	
Das	anspruchsvolle	Ziel	des	Fonds	ist	es,	einen	Paradig-
menwechsel	 zu	 emissionsarmer	 und	 klimaresilienter	
Entwicklung	 zu	 unterstützen.	 Für	 die	 Durchführung	
von	Programmen	und	Projekten	bedarf	es	akkreditier-
ter	 Institutionen.	 Das	 können	 nationale	 Ministerien	
oder	 Klimafonds	 sein,	 aber	 auch	 internationale	 Ent-
wicklungsbanken	 und	 private	 Institutionen	 (UNFCCC	
2010:	17f;	Eckstein	2015:	o.S.).	Eine	Besonderheit	hier-
bei	ist	der	direkte	Zugang,	mittels	dem	nationale	oder	
regionale,	akkreditierte	Institutionen	aus	den	Entwick-
lungsländern	 Projekte	 einreichen	 und	 Gelder	 selbst	
akquirieren	können.	Bei	anderen	Klimafonds	zeichnen	
hierfür	 in	 der	 Regel	 Institutionen	 oder	 Programme	
von	 UN	 oder	 Entwicklungsbanken	wie	 der	Weltbank	
verantwortlich,	die	die	Projekte	verantworten	und	um-
setzen	(multilaterale	Umsetzungseinheiten).	Auch	der	
bereits	etablierte	Anpassungsfonds	weist	diese	Beson-
derheit	auf.

Sofern	es	sich	hier	um	nationale	Einheiten	handelt,	kön-
nen	Eigenverantwortung	der	Länder	für	die	Program-
me	 und	Maßnahmen	 gestärkt	 und	 Parallelstrukturen	
vermieden	werden.	 Das	 eröffnet	 z.B.	 die	Möglichkeit,	
eine	Finanzierung	für	nationale	Strategien	zur	Anpas-
sung	 oder	 Klimaschutz	 zu	 bekommen.	 Die	 meisten	
armen	Länder	haben	solche	Strategien	erarbeitet	und	
können	 die	 akquirierte	Mittel	 gemäß	 der	 dort	 veran-
kerten	Prioritäten	verausgaben	(Masullo	et	al.	2015:	8).	
Der	direkte	Zugang	zu	Finanzmitteln	für	Institutionen	
der	 Entwicklungsländer	 greift	 damit	 Aspekte	 aus	 der	
Erklärung	 von	 Paris	 auf.	 Kapazitätsaufbau	findet	 dar-
über	hinaus	schon	im	Akkreditierungsprozess	statt,	im	
Rahmen	 dessen	 die	 Fähigkeiten	 zu	 treuhänderischer	
Verwaltung	und	zur	Einhaltung	von	Umwelt-	und	Sozi-
alstandards	sehr	genau	geprüft	werden	(Masullo	et	al.	
2015:	5).	

Insbesondere	 durch	 die	 zunehmende	 Einbeziehung	
privater	 Finanzmittel	 wird	 es	 auch	 einen	 steigenden	
Anteil	 an	 Finanzmitteln	 geben,	 die	 am	Haushalt	 vor-
beifließen.	 Eine	 weitere	 Option,	 mit	 diesen	 Mitteln	
sinnvoll	umzugehen,	ist	daher	die	Errichtung	eines	na-
tionalen	Klimafonds,	der	Finanzmittel	(heimische	und	
internationale)	 aus	 verschiedenen	 Quellen	 bündelt.	
Solche	Gelder	werden	dann	außerhalb	des	nationalen	
Budgets	verwaltet,	verfolgen	aber	eine	ganz	spezifische	
Ausrichtung,	die	mit	den	nationalen	Strategien	in	Ein-
klang	gebracht	werden	kann.	Dies	kann	beispielsweise	
die	Durchführung	von	Projekten	und	Programmen	in	

besonderen	Sektoren	oder	speziell	 für	marginalisierte	
Gruppen	sein.	Im	asiatisch-pazifischen	Raum	gibt	es	ei-
nige	positive	Beispiele	für	solche	Fonds.	Voraussetzung	
ist	allerdings	auch	hier	eine	enge	Abstimmung	mit	na-
tionalen	Prioritäten	und	ein	hohes	Maß	an	Transparenz	
und	Rechenschaft,	um	Fehlallokationen	zu	vermeiden,	
sowie	eine	kontinuierliche	Überwachung	der	Effektivi-
tät	der	Programme	(Irawan	et	al.	2012:	24f).	

Die	Priorisierung	von	klimarelevanten	Aktivitäten	soll-
te	 so	 weit	 wie	möglich	 innerhalb	 der	 nationalen	 Pla-
nungs-	und	Haushaltsprozesse	 stattfinden.	 So	können	
auf	nationaler	und	auf	Sektorebene	am	ehesten	die	be-
stehenden	 (Finanzierungs-)Lücken	 identifiziert,	 Frag-
mentierung	 und	 unnötige	 Doppelungen	 vermieden	
und	Kohärenz	zwischen	verschiedenen	Finanzierungs-
kanälen	hergestellt	werden	(Miller	2012:	5).	In	solchen	
übergreifenden	 Planungsprozessen	 können	 auch	 die	
beidseitigen	Vorteile	(z.B.	in	der	Schnittstelle	zwischen	
Anpassungs-	 und	Minderungsstrategien)	 identifiziert,	
aber	 auch	 möglicherweise	 bestehende	 Zielkonflikte	
am	ehesten	aus	dem	Weg	geräumt	werden.	

Ähnliches	gilt	auch	für	die	privaten	Investitionen,	ins-
besondere	da	ihre	Bedeutung	so	stark	hervorgehoben	
wird.	Wo	immer	sie	zusätzlich	mit	öffentlichen	Mitteln	
gefördert	werden,	müssen	sie	sich	in	die	gesamtstrate-
gische	 klima-	 und	 sozialpolitische	 Ausrichtung	 eines	
Landes	sinnvoll	einfügen.	Das	bedeutet,	dass	sie	neben	
ökonomischen	auch	 soziale,	menschenrechtliche	und	
ökologische	 Kriterien	 berücksichtigen	 müssen.	 Die	
Einhaltung	 umfassender	 und	 anerkannter	 Umwelt-	
und	 Sozialstandards,	 sowie	 der	 UN-Leitprinzipien	 für	
Wirtschaft	 und	 Menschenrechte	 sind	 hier	 nur	 eine	
unabdingbare	 Voraussetzung.	Wichtige	 Bereiche	 der	
öffentlichen	Daseinsvorsorge	sollten	zudem	von	Priva-
tisierungen	ausgeschlossen	werden	(VENRO	2015:	5).	
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Die	 Transformation	 hin	 zu	 einer	 kohlenstoffarmen	
Wirtschaft	und	einem	nachhaltigen	Entwicklungspfad	
weltweit	wird	viel	Geld	kosten.	Noch	viel	teurer	würde	
es	allerdings,	diesen	Weg	nicht	so	schnell	und	so	inten-
siv	 wie	 möglich	 einzuschlagen.	 Das	 macht	 das	 Lang-
fristziel	aus	dem	Pariser	Klimaschutzabkommen,	nach	
dem	alle	 Finanzflüsse	 in	 einen	 solchen	Entwicklungs-
pfad	und	eine	klimaresiliente	Entwicklung	fließen	sol-
len,	 so	 bedeutend.	Das	 bedeutet	 aber	 auch,	 dass	 zum	
Beispiel	Investitionen	in	nicht-zukunftsfähige	Techno-
logien	auslaufen	müssen,	selbst	wenn	sie	vielleicht	im	
Vergleich	 zu	 der	 gegenwärtig	 gültigen	 Technologie	
eine	Reduktion	von	Treibhausgasen	mit	 sich	bringen.	
Wenn	 ein	 veraltetes,	 besonders	 schmutziges	 Kohle-
kraftwerk	 durch	 ein	 neues,	 „saubereres“	 Kraftwerk	
ersetzt	wird,	so	wird	damit	dennoch	die	Energiegewin-
nung	aus	Kohle	über	Jahrzehnte	festgeschrieben.	Und	
ohne	einen	möglichst	raschen	Ausstieg	aus	den	fossilen	
Energien	wird	eine	Temperaturbegrenzung	auf	1,5°C	
nicht	zu	erreichen	sein.	

Gleichzeitig	muss	 eine	 solche	 Entwicklung	 aber	 auch	
sozialverträglich	 gestaltet	 werden.	 Der	 Umbau	 der	
Energiesysteme	 hin	 zu	 erneuerbaren	 Energien	 darf	
nicht	dazu	 führen,	dass	marginalisierte	Gruppen	wei-
ter	abgehängt	werden.	Der	Zugang	zu	sauberer	Ener-
gie	für	Licht,	Heizung	und	Kochen,	aber	auch	für	Ver-
kehr	 und	 Telekommunikation	 muss	 verlässlich	 und	
gleichzeitig	 auch	 bezahlbar	 bleiben.	 Nur	 so	 kann	 er	
auch	einen	Beitrag	zu	Armutsbekämpfung	und	nach-
haltiger	Entwicklung	 leisten	 (World	Economic	Forum	
2013:	S.	25).	Alle	Finanzflüsse,	ob	öffentlich	oder	privat,	
ob	 national	 oder	 international,	müssen	 kohärent	 bei-
den	Zielen	folgen.	Insbesondere	da,	wo	öffentliche	Gel-
der	eingesetzt	werden,	muss	der	öffentliche	Sektor	 so	
weit	die	Kontrolle	über	die	Programme	behalten,	dass	
eine	klare	Armutsorientierung	garantiert	 ist.	Darüber	
hinaus	sollten	private	und	öffentliche	Initiativen	vor	al-
lem	auch	kleine	und	mittelständische	Unternehmen	in	
den	Ländern	des	Südens	fördern,	damit	sie	den	Umbau	
der	Wirtschaft	mit	gestalten	können.	

Was bedeutet das für die Klimafinanzierung?

Um	glaubwürdig	zu	bleiben,	wäre	es	zunächst	einmal	
von	 zentraler	 Bedeutung,	 dass	 die	Geberländer	 einen	
klaren	und	überprüfbaren	 Fahrplan	mit	 Zwischenzie-
len	 vorlegen,	 wie	 sie	 das	 100	 Mrd.	 US-Dollar-Ziel	 bis	
zum	 Jahr	 2020	 erreichen	 wollen.	 Dazu	 gehört	 auch	
eine	 einheitliche	Definition	dessen,	welche	Mittel	 auf	
dieses	Ziel	angerechnet	werden	dürfen.	Je	mehr	Gelder	

jedoch	 in	die	Klimafinanzierung	fließen	 (und	diese	 in	
aller	Regel	 gleichzeitig	 auf	die	 Entwicklungsfinanzie-
rung	 angerechnet	werden),	 desto	mehr	wird	 es	 auch	
von	Bedeutung	sein,	qualitative	Merkmale	der	Klimafi-
nanzierung	stärker	 in	den	Mittelpunkt	zu	rücken,	um	
deren	Effizienz	und	Anbindung	an	Herausforderungen	
der	Armutsbekämpfung	zu	steigern.

Anrechnung privater Finanzflüsse auf das 100 Mrd. 
US-Dollar-Ziel begrenzen: 

Angesichts	der	Probleme,	die	die	Einbeziehung	von	Pri-
vatkapital	 gerade	 bei	 der	 Ausrichtung	 auf	 Armutsbe-
kämpfung	mit	sich	bringen	kann	(s.	Kap.	2.2),	sollte	eine	
klare	Obergrenze	 festgelegt	werden,	wie	viele	private	
Finanzmittel	auf	das	100	Mrd.	US-Dollar-Ziel	angerech-
net	werden	dürfen.	 Insbesondere,	wenn	Privatinvesti-
tionen	von	öffentlicher	Entwicklungsfinanzierung	be-
gleitet	werden,	sollten	sie	sich	darüber	hinaus	klar	an	
den	Zielen	nachhaltiger	Entwicklung	orientieren	und	
Armutsfragen	 berücksichtigen.	 Das	 beinhaltet	 insbe-
sondere	 die	 strikte	 Einhaltung	 von	Menschenrechten	
entlang	 der	 gesamten	Wertschöpfungskette	 (VENRO	
2015:	5).	Hier	gibt	es	noch	immer	große	Defizite.

Eine	 kohärente	 Ausgestaltung	 der	 gesamten	 Klimafi-
nanzierung	ist	auch	deshalb	so	wichtig,	weil	private	Fi-
nanzflüsse	aufgrund	ihrer	Gewinnorientierung	stärker	
auf	 den	 Bereich	 Klimaschutz	 ausgerichtet	 sind.	 Hier	
lassen	sich	eher	kommerziell	nutzbare	Projekte	entwi-
ckeln	als	 im	Bereich	Anpassung	 (Reyes	2013:	9).	Auch	
sind	diese	Finanzflüsse	stärker	auf	Länder	mit	mittleren	
Einkommen	 ausgerichtet.	 Für	 die	 internationale	 Kli-
mafinanzierung	 sollten	 allerdings	 ein	 ausgewogenes	
Verhältnis	von	Anpassung	und	Klimaschutz	sowie	ein	
starker	Fokus	auf	die	ärmsten	und	am	stärksten	betrof-
fenen	Regionen	gelten.	

Blending gestalten

Sofern	 öffentliche	 Gelder	 für	 die	 Mobilisierung	 von	
Privatkapital	zum	Tragen	kommen,	müssen	die	Investi-
tionen	den	Ansprüchen	der	öffentlichen	Geber	in	rele-
vanten	Zielbereichen	entsprechen.	Am	Ende	des	Tages	
müssen	 sowohl	 die	 ökonomischen	 als	 auch	 die	 kli-
ma-	 und	 entwicklungspolitischen	 Zielsetzungen	 aller	
beteiligten	Akteure	gewahrt	bleiben	 (Griffith	2012:	9,	
Sierra-Escalante	2016:	o.S.).	Je	höher	die	Hebelwirkung	
angesetzt	wird,	 desto	 größer	 dürfte	 auch	der	 Einfluss	
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sein,	den	die	privaten	 Investoren	auf	Design	und	Um-
setzung	des	 Projektes	 nehmen.	Deren	 Interessen	 sind	
jedoch	in	der	Regel	nicht	unbedingt	dem	Entwicklungs-
gedanken	verpflichtet.	Hier	gilt	es	also	ganz	besonders	
zu	prüfen,	ob	das	Design	der	Investition	den	Einsatz	der	
öffentlichen	Mittel	rechtfertigt	(Griffith	2012:	9ff.).	Mit	
den	öffentlichen	Mitteln,	die	im	Rahmen	des	100	Mrd.	
US-Dollar-Ziels	 für	 Blending	 eingesetzt	werden,	 sollte	
darüber	hinaus	vor	allem	die	Mobilisierung	von	Privat-
kapital	 aus	 den	 Entwicklungsländern	 selbst	 gestärkt	
werden.	 Insbesondere	die	 Förderung	von	kleinen	Un-
ternehmen	 und	 dem	 Mittelstand	 könnte	 zusätzliche	
Entwicklungsimpulse	setzen.	Damit	können	oft	größe-
re	Effekte	für	die	Armutsbekämpfung	erzielt	werden	als	
mit	dem	Versuch,	mit	möglichst	großen	Unternehmen	
oder	kapitalstarken	Investoren	möglichst	viel	privates	
Kapital	zu	hebeln.

Klima- und Entwicklungsfinanzierung buchungs-
technisch trennen

Durch	 die	 Verpflichtung	 der	 Klimafinanzierung	 sind	
die	 alten	Verpflichtungen,	 die	 Länder	 des	 Südens	 bei	
der	 Armutsbekämpfung	 zu	 unterstützen,	 nicht	 ob-
solet	 geworden.	Neu	 ist	 die	 Vorgabe,	 dass	 die	 Folgen	
des	 Klimawandels	 und	 ökologische	Nachhaltigkeit	 in	
Entwicklungsfragen	 stärker	 berücksichtigt	 werden	
müssen.	Das	lässt	sich	oft	gut	verbinden,	ist	aber	nicht	
selten	 auch	mit	 zusätzlichen	 Kosten	 verbunden.	 Von	
daher	 hat	 die	 Vorgabe,	 dass	 Klimafinanzierung	 „neu	
und	 zusätzlich“	 sein	 solle,	 nicht	 nur	 eine	moralische,	
sondern	 auch	 eine	 reale	 Berechtigung.	 Auch	 wenn	
auf	Projektebene	Klima-	und	Entwicklungsbelange	in-
einandergreifen,	muss	mehr	 Ehrlichkeit	 in	 die	 Finan-
zierungsfrage	 gebracht	werden.	 Jeder	 Euro	 kann	 nur	
einmal	ausgegeben	und	sollte	daher	auch	nur	einmal	
verrechnet	 werden,	 selbst	 wenn	 er	 beiden	 Zwecken	
dient.	Am	sinnvollsten	wäre	es	sicher,	beide	Ziele	in	ein	
gemeinsames	Ziel	zur	Finanzierung	der	SDG	einfließen	
zu	lassen.	Hier	werden	Entwicklungs-	und	Klimaaspek-
te	 bei	 den	 unterschiedlichsten	 Zielen	 berücksichtigt.	
Zur	Finanzierung	der	SDG	sollen	Industrie-	und	zuneh-
mend	 auch	 Schwellenländer	 die	 Entwicklungsländer	
unterstützen.	 Für	 Industrieländer	 müsste	 dann	 die	
Zielmarke	 aber	 auf	 etwa	 1	 %	 des	 BNE	 erhöht	werden.	
Solange	eine	solche	Vorgabe	aber	nicht	rechtsverbind-
lich	 verankert	 ist	 und	 klare	 Kriterien	 für	 die	 Vergabe	
definiert	 sind,	 sollten	Gelder	nur	auf	eines	der	beiden	
internationalen	Ziele	angerechnet	werden.

Neue Finanzierungsinstrumente nutzen

Auch	 angesichts	 der	 großen	 Herausforderungen,	 die	
zur	Finanzierung	der	SDG	auf	die	Weltgemeinschaft	zu-
kommen,	muss	die	Diskussion	um	alternative	Finanzie-
rungsinstrumente	endlich	in	die	Phase	der	Umsetzung	

übergehen.	Viele	geeignete	Konzepte	 liegen	auf	dem	
Tisch,	 angefangen	 von	 der	 Finanztransaktionssteuer	
über	eine	Preisbelastung	für	Kohlenstoffemissionen	bis	
hin	zu	Abgaben	auf	Flugtickets	und	viele	andere	mehr.	
Solche	 Instrumente	können	neue	Finanzmittel	bereit-
stellen,	 ohne	 den	 bestehenden	 Haushalt	 zu	 belasten.	
Auch	der	Subventionsabbau	z.B.	für	fossile	Brennstoffe	
könnte	große	 Summen	 freisetzen.	Viele	 dieser	 Instru-
mente	haben	zusätzlich	den	Vorteil,	dass	sie	–	 je	nach	
Ausgestaltung	–	eine	gewisse	Lenkungsfunktion	haben	
können,	die	ungewünschte	Effekte	oder	Verhalten	ein-
zelner	eindämmen	können.	

Auf	der	anderen	Seite	sind	eben	solche	Finanzierungs-
instrumente	 auch	 in	 anderen	 Zusammenhängen	 im-
mer	wieder	ins	Spiel	gebracht	worden.	Die	größtenteils	
noch	nicht	einmal	generierten	Gelder	sind	so	teilweise	
schon	mehrfach	verplant	–	für	die	Klimafinanzierung,	
für	die	Entwicklungsfinanzierung	oder	auch	für	inlän-
dische	Belange	wie	Haushaltskonsolidierung	oder	die	
Abfederung	sozialer	Ungleichheiten.	

Klimafinanzierung an nationalen Strategien 
ausrichten

Der	 Aufwuchs	 der	 Klimafinanzierung	 in	 den	 vergan-
genen	Jahren	hat	auch	dazu	geführt,	dass	eine	Vielzahl	
an	 neuen	 Akteuren	 und	 Fonds	 auf	 den	 Plan	 gerufen	
wurden,	in	denen	sich	oftmals	vor	allem	die	Interessen	
der	Geber	widerspiegeln	und	die	untereinander	wenig	
koordiniert	werden.	In	der	Entwicklungszusammenar-
beit	hat	man	in	den	vergangenen	Jahren	im	Sinne	einer	
effizienten	Nutzung	der	Mittel	 immer	mehr	versucht,	
solche	Mehrfachstrukturen	abzubauen,	 sich	unterein-
ander	besser	zu	koordinieren	und	Programme	an	den	
nationalen	 Strategien	 der	 Länder	 auszurichten.	 Einer	
solchen	 programmorientierten	 Logik	 muss	 auch	 die	
Klimafinanzierung	folgen.	

Die	meisten	Länder	haben	Entwicklungsstrategien	und	
Pläne	 erstellt,	wie	 sie	 in	 den	 kommenden	 Jahren	und	
Jahrzehnten	die	Armut	bekämpfen	wollen.	 Im	besten	
Fall	 folgt	 eine	 solche	 Strategie	 bereits	 einem	 kohlen-
stoffarmen	Entwicklungspfad.	 In	der	Regel	 sind	Über-
legungen	zum	Klimaschutz	jedoch	in	getrennten	Stra-
tegien	 und	 Plänen	 verankert.	 Diese	 Agenden	müssen	
zusammengebracht	 werden.	 Die	 verschiedenen	 Sek-
torministerien,	 Umwelt-,	 Finanz-	 und	 Planungsminis-
terium	müssen	ihre	Ziele	in	einer	Agenda	zusammen-
bringen	und	ihre	Umsetzung	im	Haushaltsprozess	zum	
Ausdruck	bringen.	Hier	können	alle	öffentlichen	Aus-
gaben	 koordiniert,	 Finanzierungslücken	 identifiziert	
und	 Überschneidungen	 oder	 gar	 Widersprüche	 ver-
mieden	werden.	Klimafinanzierung	 sollte	 sich	darauf	
konzentrieren,	 solche	 nationalen	 Prozesse	 zu	 unter-
stützen,	Finanzierungslücken	zu	schließen,	eigene	Pro-
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gramme	in	diese	Prozesse	einzupassen	und	 im	besten	
Fall	sogar,	den	Haushalt	des	 jeweiligen	Landes	für	die	
identifizierten	Schwerpunkte	direkt	zu	unterstützen.

Die gesamte Klimafinanzierung – unabhängig 
von der Herkunft – sollte sich an den Wirkungen 
messen lassen 

Über	 viele	 Jahre	 der	 Entwicklungszusammenarbeit	
hat	 es	 sich	 als	 zielführend	 erwiesen,	 den	 Erfolg	 einer	
Intervention	 nicht	 anhand	 der	Umsetzung	 zu	 bemes-
sen,	sondern	anhand	seiner	Wirkungen.	In	vielen	Sek-
toren	wie	Gesundheit	oder	Bildung	ist	das	heute	gang	
und	gäbe.	Dabei	geht	es	nicht	nur	um	direkte	Wirkun-
gen,	 sondern	 vor	 allem	auch	um	die	übergeordneten	
Wirkungen,	 wie	 Reduzierung	 der	 Armut,	 Abbau	 von	
Diskriminierung	 und	 Ungleichheiten	 etc.	 Eine	 solche	
Wirkungsorientierung	sollte	 sich	auch	 in	der	Klimafi-
nanzierung	stärker	verankern.	Dabei	sollten	aber		nicht	
nur	Wirkungen	wie	Klimaschutz	einbezogen	werden,	
sondern	 es	 müssen	 auch	 die	 Widerstandsfähigkeit	
der	Ärmsten	und	Armutsbekämpfung	in	den	Blick	ge-
nommen	werden.	Dies	muss	auch	für	die	Projekte	und	
Programme	aus	privaten	Mitteln	gelten,	sofern	hier	öf-
fentliche	Klimafinanzierung	hinzu	gezogen	wurde.	Die	
privaten	Gelder	werden	so	zum	Bestandteil	der	Projekt-	
und	damit	der	Wirkungslogik	der	Entwicklungszusam-
menarbeit.	Dass	staatliche	Entwicklungsagenturen	mit	
viel	Erfahrung	hier	eingebunden	sind,	muss	als	Vorteil	
genutzt	werden,	um	die	Armutsorientierung	besser	zu	

verankern.	 Hierfür	 bedarf	 es	 einer	 vereinheitlichten	
und	 allgemein	 akzeptierten	 Systematik,	 um	 auch	 die	
Vergleichbarkeit	 zwischen	 den	Wirkungen	 einzelner	
Projekte	 herstellen	 zu	 können,	 Transparenz	 und	 Mo-
nitoring	müssen	 gestärkt	 werden	 (Adaptation	Watch	
Report	2015:	82;	Reyes	o.J.:	2).	

Um	 den	 sozial-ökologischen	 Transformationsprozess	
zu	 gestalten,	 werden	 alle	 Kräfte	 gebraucht.	 Die	 Um-
setzung	 der	 Agenda	 2030	 kann	 hierzu	 einen	 geeig-
neten	 Rahmen	 darstellen,	 um	 die	 gesellschaftlichen	
Veränderungen	 auch	 mit	 den	 notwendigen	 Fragen	
von	 Machtverteilung	 und	 sozialer	 Gerechtigkeit	 zu	
verbinden.	 Die	 Klimafinanzierung	 ist	 ein	 wichtiger	
Teil	davon,	muss	 sich	aber	auch	an	den	Kriterien	und	
Zielen	der	gesamten	Agenda	2030	ausrichten.	Es	wird	
nicht	 nur	 darum	 gehen,	 jährlich	 100	 Mrd.	 US-Dollar	
aus	den	verschiedensten	Quellen	bereit	zu	stellen,	um	
Klimaschutz	 und	 Anpassung	 im	 globalen	 Süden	 zu	
unterstützen.	Es	muss	auch	dafür	Sorge	getragen	wer-
den,	dass	diese	Mittel	armuts-	und	wirkungsorientiert	
eingesetzt	werden.	 Darüber	 hinaus	wird	 ein	 sehr	 viel	
höherer	Betrag	erforderlich	sein,	um	die	notwendigen	
gesellschaftlichen	 Veränderungen	 für	 Klimaschutz	
und	 Armutsbekämpfung	 voranzubringen.	 Auch	 hier	
sollten	klare	Leitprinzipien	für	alle	Finanzmittel	gelten,	
um	einem	„weiter	so“	den	Rücken	zu	kehren.	Die	Ein-
haltung	 von	 Umwelt-	 und	 Menschenrechtsstandards	
für	alle	Akteure	und	alle	 Investitionen	sollte	dabei	 im	
Mittelpunkt	stehen.

Frauen in Yogykarta 
(Indonesien) diskutieren 
über den Wiederaufbau eines 
Dorfes, Foto: Nugroho Nurdi-
kiawan Sunjoyo / World Bank
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Mitmachen!

Wir	leben	von	der	Unterstützung	unserer	Mitglieder,	Förderinnen	
und	Förderer.	Setzen	Sie	sich	mit	SÜDWIND	für	wirtschaftli	che,	
soziale	und	ökologische	Gerechtigkeit	weltweit	ein.	Wir	möch-
ten	unabhängig	bleiben,	auch	unbequeme	Fragen	stellen	und	
nicht	nur	einfache	Antworten	geben.	Bitte	helfen	Sie	uns	dabei.

Über	unsere	Veröffentlichungen	erhalten	Sie	Anre	gungen	dazu,	
was	Sie	selbst	im	alltäglichen	Leben	tun	können,	um	sich	gegen	
Armut	und	Ungleichheit	einzu	setzen.	Wir	bieten	einen	Einblick	
in	aktuelle	Forschungs	ergebnisse	und	berichten	über	die	Arbeit	
von	SÜDWIND	mit	zusätzlichen	Hintergrundinformationen.	Mit	
Hilfe	unserer	Stiftung	SÜDWIND	wird	die	Arbeit	von	SÜDWIND	
aus	den	Zinserträgen	des	Stiftungsvermögens	gefördert.	Die	Stif-
tung	legt	ihr	Geld	nach	strengen	ethischen	und	ökologischen	Kri-
terien	an.

Unsere	Mitglieder	und	UnterstützerInnen	haben	die	Möglich-
keit,	 die	Arbeit	 von	 SÜDWIND	mit	 zu	gestalten.	 So	 tragen	wir	
Themen	 und	 Forderungen	 im	 Namen	 unserer	 Mitglieder	 in	
Netzwerke,	Gesellschaft	und	Politik.

Machen Sie mit!

> 5  Anhang
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Damit Armutsbekämpfung nicht zurückbleibt.

	 Ja,	ich	möchte	Mitglied	bei	SÜDWIND	e.V.	werden!

Vorname, Name

E-Mail

      Lastschrifteinzug           Überweisung            Rechnung

Die	Abbuchung	soll	erfolgen

      vierteljährlich         halbjährlich          jährlich

Der Mindestbeitrag beträgt für Privatpersonen jährlich 70 €. 

      70           100         140         210                  anderer Beitrag

Der Mindestbeitrag beträgt für Institutionen jährlich 250 €. 

      250          500                   anderer Beitrag

Der Mindestbeitrag beträgt für Fördermitglieder jährlich 25 €. 

                              anderer Beitrag
   
Sie erhalten in Kürze eine schriftliche Bestätigung Ihrer Mitgliedschaft. 
Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung.

Ort, Datum                                                     Unterschrift(en)

SEPA-Lastschriftmandat (SEPA Direct Debit Mandate)
für SEPA-Basis-Lastschriftverfahren/for SEPA Core Direct Debit Scheme

Name	und	Anschrift	des	Zahlungsempfängers	(Gläubiger)
SÜDWIND e.V. · Kaiserstraße 201 · 53113 Bonn

Gläubiger-Identifikationsnummer			 Mandatsreferenz
(CI/Creditor	Identifier)	 	 wird nachgereicht
DE27ZZZ00000033336

SEPA-Lastschriftmandat

Ich/Wir ermächtige(n) SÜDWIND e.V. Zahlungen von meinem/unse-
rem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise(n) ich/wir 
mein/unser Kreditinstitut an, die von SÜDWIND e.V. auf mein/unser 
Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.

Hinweis: Ich kann/Wir können innerhalb von acht Wochen, beginnend mit 
dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Bestrags verlangen. Es gel-
ten dabei die mit meinem/unserem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

Kontoinhaber (Vorname, Name)

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort

Kreditinstitut                                                            BIC     

IBAN

Ort, Datum                                                     Unterschrift(en)
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Bitte schicken Sie mir: 

Publikation	(Titel	eintragen)	

Exemplare	des	SÜDWIND-Faltblatts	(Anzahl):	

Informationen	zur	Stiftung	SÜDWIND

Einen	aktuellen	Jahresbericht	

Eine	Publikationsliste	

Bitte	setzen	Sie	mich	auf	den	Verteiler	für	den	Newsletter	

und	weitere	Informationen.

Meine	E-Mail-Adresse:

Schicken Sie das Material an folgende Adresse:

Name,	Vorname

Ggf.	Institution

Straße,	Haus-Nr.

PLZ,	Ort

Datum,	Unterschrift

WC 13041

Damit Armutsbekämpfung nicht zurückbleibt.

SüDWIND e.V.
Kaiserstraße 201
53113 Bonn

Tel.: +49 (0) 228-76 36 98-0
info@suedwind-institut.de
www.suedwind-institut.de

IBAN DE45 3506 0190 0000 9988 77
BIC GENODED1DKD
Umsatzsteuer: DE169920897
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> Bericht des Vorstands

heblichem	Maße	auch	private	Mittel	zur	Erfüllung	der	
internationalen	Vereinbarungen	heranzuziehen.	Hier	
gilt	 es,	 die	 kritischen	 Aspekte	 nicht	 nur	mit	 Blick	 auf	
Sozialstandards	 und	Menschenrechte	 im	 Auge	 zu	 be-
halten.	Die	vorliegende	Studie	zeigt	diese	Probleme	auf	
und	geht	der	Frage	nach,	welche	qualitativen	Aspekte	
Klimafinanzierung	verstärkt	in	den	Mittelpunkt	rücken	
sollte,	damit	die	Effizienz	der	Mittel	verbessert	und	vor	
allem	auch	die	Anbindung		an	die	Herausforderungen	
der	Armutsbekämpfung	gesteigert	werden.

Seit	 in	 den	 internationalen	 Klimaverhandlungen	 ver-
einbart	wurde,	dass	die	Industrienationen	bis	zum	Jahr	
2020	 jährlich	 100	 Mrd.	 US-Dollar	 für	 klimarelevante	
Maßnahmen	in	Entwicklungsländern	bereitstellen	sol-
len,	 ist	 die	 internationale	Klimafinanzierung	deutlich	
angestiegen.	 In	 aller	 Regel	 werden	 diese	Mittel	 auch	
auf	 die	 internationale	 Entwicklungsfinanzierung	 an-
gerechnet.	Eine	effiziente	Nutzung	dieser	Mittel	muss	
dabei	 auch	 Armutsbekämpfung	 und	 allgemeine	 Ent-
wicklung	 berücksichtigen	 und	 sogar	 ins	 erweiterte	
Zentrum	 ihrer	 Bemühungen	 stellen.	 Das	 	 bedeutet,	
dass	 zum	 Beispiel	 neue	 Technologien	 für	 den	 Klima-
schutz	 kohlenstoffarmes	 Wachstum	 erzeugen	 muss,	
das	 Arme	 in	 Lohn	 und	 Brot	 bringt,	 ihnen	 Zugang	 zu	
sauberer	Energie	gewährt	oder	bei	geringerem	Treib-
hausgasausstoß	 ihre	 Produktivität	 erhöht.	 Auch	 die	
Rolle	des	 Privatsektors	 bei	 der	 internationalen	Klima-
finanzierung	 muss	 kritisch	 hinterleuchtet	 werden.	
Angesichts	 knapper	 Kassen	 ist	 der	 Hang	 groß,	 in	 er-

Bezug:
SÜDWIND e.V. – Institut für 
Ökonomie und Ökumene 
Preis: 5,00 Euro 
Ab 10 Exemplaren: 3,00 Euro 
(zuzüglich Versandkosten)

SüDWIND e.V.
Kaiserstraße 201
53113 Bonn

Tel.: +49 (0) 228-76 36 98-0
info@suedwind-institut.de
www.suedwind-institut.de

IBAN DE45 3506 0190 0000 9988 77
BIC GENODED1DKD
Umsatzsteuer: DE169920897


